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Anfragen in der Fragestunde der 16. Sitzung 
 
 
Anfrage 1: Hisbollah-Indoktrination von Kindern und Jugendlichen in der Al-Mustafa-
Gemeinschaft 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Henrike Müller und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche Erkenntnisse über eine islamistische Indoktrination von Bremer Kindern und Jugend-
lichen hat der Senat aufgrund des vor dem Hanseatischen Oberlandesgericht in Hamburg ge-
gen den ehemaligen Vorsitzenden der Bremer Al-Mustafa-Gemeinschaft Abdul-Latif W. und 
den dort als Prediger tätigen Hassan M. geführten Strafverfahrens einschließlich der mündli-
chen Verhandlung und Urteilsbegründung? 
 
2. Wie viele Kinder und Jugendliche welchen Alters waren nach Kenntnis oder Einschätzung 
des Senats von der Hisbollah-Indoktrination betroffen, insbesondere in der vom Hanseatischen 
Oberlandesgericht laut Medienberichten festgestellten Pfadfindergruppe mit paramilitäri-
schem Charakter? 
 
3. Inwieweit hat bisher eine gezielte Nachsorge für die betroffenen Kinder und Jugendlichen 
sowie ihrer Eltern stattgefunden und welche darüberhinausgehenden Maßnahmen gegen Ge-
fährdungen des Kindeswohls und der öffentlichen Sicherheit hält der Senat für erforderlich? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Im Rahmen des Vereinsverbotsverfahrens hat eine Auswertung von digitalen sowie analogen 
Beweismitteln durch die Polizei Bremen stattgefunden. Der Schwerpunkt der Auswertung war 
hierbei auf den Kreis der Vorsitzenden der Bremer Al-Mustafa-Gemeinschaft gerichtet.  
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt liegen der Polizei Bremen noch keine Auswertergebnisse vor, 
die Aufschluss über die gegebenenfalls seinerzeit von der Hisbollah-Indoktrination betroffenen 
Kindern und Jugendlichen geben, sodass eine Weiterleitung an zuständige Jugendbehörden 
und/oder an das Landesamt für Verfassungsschutz derzeit nicht möglich wäre. Die dahinge-
hende Auswertung wird fortgesetzt. 
In Bezug auf das beim Bundeskriminalamt bzw. Generalbundesanwalt geführte Strafverfahren 
gegen die oben genannten Funktionäre der Al-Mustafa-Gemeinschaft kann durch die Polizei 
Bremen mitgeteilt werden, dass eine Anfrage bezüglich möglicherweise dort vorliegender 
Auswerteergebnisse bzw. Erkenntnisse im Kontext der Fragestellungen aktuell noch andauert. 
Bei vorliegenden Erkenntnissen wird umgehend nachberichtet. 
Den für Hilfs- und Unterstützungsangeboten zuständigen Bremer Behörden sind bislang keine 
Fälle im Zu-ammenhang mit den Maßnahmen gegen die Al-Mustafa Gemeinschaft bekannt. 
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Anfrage 2: Wie sicher ist „itslearning“? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Henrike Müller und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie werden die Passwörter der Plattform „itslearning" für die Schüler:innen im Land Bremen 
erstellt und welche Vorgaben gibt es gegebenenfalls vonseiten der Bildungsbehörde oder der 
Schulen dafür? 
 
2. Aus welchen Gründen ist die Funktion „Passwort zurücksetzen“ für Bremer Schüler:innen 
nicht wie bei anderen Plattformlizenzen verfügbar, um eigenständig ein neues Passwort zu 
wählen? 
 
3. Sind dem Senat Fälle bekannt, und wenn ja wie viele, bei denen Passwörter geknackt wur-
den und „itslearning" durch Dritte missbräuchlich genutzt wurde? 
 
Zu Frage 1: 
Die Senatorin für Kinder und Bildung betreibt im Rahmen des Service- und Betriebskonzeptes 
der pädagogischen IT-Infrastruktur der Schulen der Stadtgemeinde Bremen (SuBITI) u.a. ein 
zentrales Identitätsmanagement. Hierbei erhalten alle Lehrenden und Lernenden automatisch 
ein ihrer Schule zugeordnetes SuBITI-Konto (Kombination aus Benutzername & Passwort). Die 
hierfür erforderlichen Daten (Name, Schulzugehörigkeit etc.) werden von den Schulen in der 
einheitlichen Schulverwaltungssoftware der Senatorin für Kinder und Bildung, dem s.g. Schü-
lerverzeichnis gepflegt und automatisch in einen zentralen Verzeichnisdienst (OpenLDAP) 
übertragen. Der Verzeichnisdienst gewährt den Anwender:innen anschließend Zugriff auf das 
WLAN und die PCs der Schule sowie die zentralen Dienste im Bildungsnetz, wie z.B. itslearning. 
Die Initialpasswörter der Schüler:innen werden durch die Lehrkräfte gesetzt und bekanntgege-
ben. Diese müssen dann bei der ersten Anmeldung durch ein persönliches Passwort ersetzt 
werden. Passwortänderungen sind jederzeit durch einen Selfservice möglich. Passwortrückset-
zungen können bei Bedarf von Lehrkräften durchgeführt werden. Somit müssen sich sowohl 
die Schüler:innen als auch die Lehrkräfte nur ein Passwort merken und können alle angebote-
nen Dienste nutzen. Warum ein sicheres Passwort wichtig ist und wie man ein solches erstellt, 
ist bereits in der Grundschule ein Thema im Unterricht. Die Senatorin für Kinder und Bildung 
hat hierzu Lehrkräfte-Fortbildungen und Unterrichtsmaterialien im Portfolio. 
Zu Frage 2: 
Die Funktion würde sich nicht auf den zentralen Verzeichnisdienst auswirken und ist deshalb 
schon technisch nicht möglich. Wenn die Passwörter nicht zentral geändert werden, würden 
sich die Lernenden aus einzelnen Diensten quasi selbst aussperren. Die Schüler:innen müssen 
deshalb entweder den Passwortänderungsdialog der Windows-Anmeldung am Schul-PC oder 
den Passwort-Selfservice nutzen. Des Weiteren hat jede Lehrkraft die Möglichkeit, Passwörter 
von Lernenden zurückzusetzen. Dies ist in den Schulen bekannt und wird auch so gehand-
habt. 
Zu Frage 3: 
Der Senatorin für Kinder und Bildung sind keine Fälle von geknackten Passwörtern bekannt. 
Jedoch werden gelegentlich Passwörter erraten oder ausgespäht. Durch das zentrale Account-
Management können solche Missbrauchsfälle, so sie denn vorkommen, allerdings schnell und 
effektiv unterbunden werden, da sich ein Passwortwechsel sofort auf alle Dienste auswirkt und 
der Verursacher damit wirksam ausgesperrt wird, was den Missbrauch augenblicklich beendet. 
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Anfrage 3: Krisenkonzepte für Pflegeeinrichtungen in Katastrophenfällen 
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, Kevin Lenkeit, Mustafa Güngör und 
Fraktion der SPD 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Erkenntnisse und Übersichten hat der Senat darüber, welche Pflegeeinrichtungen 
im Land Bremen nach § 113 Elftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) ein Krisenkonzept für den 
Katastrophenfall erstellt haben? 
 
2. Gab es für die Erstellung eines Krisenkonzepts für Pflegeeinrichtungen Vorgaben, Empfeh-
lungen und/oder Unterstützung durch den Senat oder Bundesbehörden? 
 
3. Inwieweit werden bei der Erstellung und Überprüfung von Krisenkonzepten für Pflegeein-
richtungen die verschiedenen an der Gefahrenabwehr beteiligten und insbesondere die für 
die Betreuung und Unterbringung von Betroffenen zuständigen Stellen und Akteure einge-
bunden? 
 
Zu Frage 1: 
Grundsätzlich besteht für die Pflegeeinrichtungen nach den Maßstäben und Grundsätzen für 
die Qualität, die Qualitätssicherung und -darstellung die Verpflichtung zur Erstellung eines Kri-
senkonzepts. Dieses soll für den Fall akuter Krisensituationen, wie anhaltende Stromausfälle, 
Brände, Bombenfunde, Unwetter/ Naturkatastrophen oder Pandemien, welche Einfluss auf die 
Versorgung haben können, in Absprache mit den Gefahrenabwehrbehörden der Kommune 
vorgehalten werden.  
Im Januar 2023 führte das Sozialressort eine Abfrage bei allen Trägern vollstationärer Pflegeein-
richtungen im Land Bremen bezüglich des Themenfeldes Notfallkonzepte durch. Hintergrund 
der Frage war die Gefahrenabwehr in Bezug auf temporäre Strom- bzw. Gasausfälle. Dabei 
zeigte sich, dass die bisherige Vorbereitung der Träger auf Notfallsituationen unvollständig ist 
und dringend nachgebessert werden muss. 
Zu Frage 2: 
Wie bereits zu Frage 1 ausgeführt, werden in den Maßstäben und Grundsätzen für die Qualität, 
die Qualitätssicherung und -darstellung Verpflichtungen zur Erstellung eines Krisenkonzeptes 
benannt. 
Darüber hinaus gibt es von der Bundesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege 
(BAGFW) eine Handreichung „Vorbereitung auf und Bewältigung von Krisen und Katastro-
phen“. Auch das „Berliner Muster-Notfallhandbuch Pflege“ kann als Grundlage genutzt werden. 
Zu Frage 3: 
Wie unter Frage 1 benannt, besteht eine verpflichtende Grundlage zur Erstellung der Krisen-
konzepte für den Katastrophenfall. Diese wurde als Erkenntnis aus der Covid-19-Pandemie in 
2022 eingeführt. Da seitens der Träger keine Informationen über die Erstellung dieser Krisen-
konzepte an die Ressorts herangetragen wurden, hat das Sozialressort wie unter 1. beschrie-
ben eine Abfrage unter den Trägern der Pflege-einrichtungen im Land durchgeführt. Da die 
Ressorts Inneres und Sport, Arbeit, Soziales, Jugend und Integration sowie Gesundheit, Frauen 
und Verbraucherschutz von den Trägern der Pflegeeinrichtungen auch im Anschluss nicht in 
die Erstellung von Krisenkonzepten eingebunden wurden, entstand auf Referent:innenebene 
erstmals in 2023 ein informeller Austausch der drei Ressorts zu diesem Thema, um einen Ar-
beitsfortschritt zu erreichen. Dieser Austausch wird künftig institutionalisiert und erhält damit 
ein feststehendes Format. 
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Anfrage 4: Vernetzung der ambulanten Pflege im Katastrophenfall 
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, Kevin Lenkeit, Derik Eicke,  
Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern wird in Bremen die Empfehlung an Träger ambulanter Pflegedienste durch die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtpflege (BAGFW), in Absprache mit den Gefah-
renabwehrbehörden der Kommune ein Krisenkonzept vorzuhalten, umgesetzt? 
 
2. Welche Kenntnisse hat der Senat über regelmäßige Kommunikation und/oder Vernetzung 
zwischen ambulanten Pflegediensten und an der Gefahrenabwehr beteiligten und für Trans-
port, Betreuung und Unterbringung von Betroffenen zuständigen Stellen und Akteure? 
 
3. Welche Maßnahmen wurden infolge der Katastrophenschutz-Vollübung Weserdüne im Jahr 
2023 hinsichtlich der Verbesserung des Transports von Pflegebedürftigen beziehungsweise 
Menschen mit Behinderung eingeleitet? 
 
Zu Frage 1: 
Dem Senat liegen hierzu aktuell noch keine flächendeckenden Informationen vor. Es gibt Aus-
tauschformate mit einzelnen Pflegediensten u.a. dem Arbeitersamariter Bund Bremen und 
dem Deutschen Roten Kreuz auf Referent:innenebene der Ressorts Inneres und Sport, Arbeit, 
Soziales, Jugend und Integration sowie Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz. Hierbei 
geht es insbesondere um die Klärung von verbindlichen Ansprechpersonen beziehungsweise 
zuständigen Institutionen im Katastrophenfall, um Krisenkonzepte zu erstellen und zu veröf-
fentlichen. 
Im Zuge der Novellierung des Bremischen Hilfeleistungsgesetzes (BremHilfeG) soll darauf hin-
gewirkt werden, dass die gesetzlichen und privaten Krankenversicherungsträger, die Pflegekas-
sen und der örtliche Sozialhilfeträger im Katastrophenfall eine Mitwirkungspflicht z.B. auch im 
Hinblick auf eine notwendige Bereitstellung von Daten haben. So soll sichergestellt werden, 
dass sämtliche Bürgerinnen und Bürger erreicht werden können. 
Zu Frage 2: 
Um eine regelmäßige Kommunikation und ressortübergreifende Vernetzung herzustellen hat 
sich auf Arbeitsebene eine Gruppe mit Referent:innen der Ressorts Inneres und Sport, Arbeit, 
Soziales, Jugend und Integration sowie Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz zum Aus-
tausch gebildet. Anlass des Zusammenschlusses waren Anfragen von ambulanten Pflege-
diensten zum Umgang bei Krisen- und Notfällen, beispielhaft wurde die Situation im Zuge ei-
nes Stromausfalls aufgeführt. Der Fokus lag dabei auf den Themen „Notunterkünfte“, „Trans-
port von Patienten der außerklinischen Intensivpflege“, „Nottankstellen für Pflegedienste“ und 
„konkrete Ansprechpersonen bei Notfällen in Verbindung älterer, immobiler Menschen in der 
Häuslichkeit“. 
Zu Frage 3: 
Die Organisation und der Transport von Pflegebedürftigen bzw. Menschen mit Behinderungen 
waren keine ausdrücklichen Übungsbestandteile der Katstrophenschutz-Vollübung „Weser-
düne“. Die Rettung von Menschen mit Behinderungen und hierbei etwaig bestehende beson-
dere technische und/oder taktische Anforderungen sind Gegenstand der Fortbildung der Feu-
erwehr Bremen. 
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Anfrage 5: Weiterführung der psychosozialen Beratungsstelle im Freiwilligendienst 
Anfrage der Abgeordneten Katharina Kähler, Mustafa Güngör und Fraktion der SPD 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Zu wann wird die psychosoziale Beratungs- und Koordinierungsstelle im Rahmen der Frei-
willigendienste ihr Angebot aufnehmen und wo und wie wird sie erreichbar sein? 
 
2. Was sind die Zielgruppen der Beratungsstelle und mit welchen Themen und Anliegen kön-
nen diese sich an die Beratungsstelle wenden? 
 
3. Inwiefern erfolgt eine Zusammenarbeit oder ein Austausch zwischen der Beratungsstelle 
und den Trägern der Freiwilligendienste beziehungsweise den Einsatzstellen, um den Ziel-
gruppen ihr Angebot bekannt zu machen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Koordinierungs- und Beratungsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligen-
dienste Bremen hat ihre Arbeit zum 01.09.2024 aufgenommen und befindet sich aktuell in der 
Aufbauphase. Das Angebot ist räumlich an den Sozialen Friedensdienst Bremen angebunden 
und wird zukünftig per Telefon, E-Mail sowie für persönliche Beratungsgespräche erreichbar 
sein. 
Zu Frage2: 
Die Koordinierungs- und Beratungsstelle der Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligen-
dienste richtet sich an alle Freiwilligendienstleistenden im Land Bremen sowie an die Fach-
kräfte im Arbeitsfeld. Die Aufgabenschwerpunkte sind die Koordination von übergreifenden 
Aufgaben sowie die Beratung bei sozialen Fragen und bei psychischen Herausforderungen. 
Die Koordination und Vernetzung übergreifender Aufgaben erfolgt insbesondere durch die 
Zusammenarbeit mit Multiplikatoren wie der Jugendberufsagentur, Schulen und weiteren so-
ziale Institutionen durch trägerübergreifende Öffentlichkeitsarbeit in Form von Besuchen in 
Schulklassen, die Teilnahme an Messen und die Umsetzung konkreter Kampagnen. Außerdem 
wird die Vernetzung aller 16 im Land Bremen tätigen Träger der Freiwilligendienste unterei-
nander gefördert. 
Das Beratungsangebot erfolgt mit dem Ziel, die Freiwilligendienste weiter zu öffnen und es al-
len jungen Menschen unabhängig von ihrer finanziellen Situation zu ermöglichen, einen Frei-
willigendienst zu absolvieren. Das Angebot richtet sich an Freiwilligendienstleistende, Einsatz-
stellen und Träger und bietet die Möglichkeit, sich zu Sozialleistungen beraten zu lassen. Ziel 
ist es, einen Freiwilligendienst auch jungen Menschen mit knappen finanziellen Ressourcen zu 
ermöglichen. Zur weiteren Unterstützung werden Handreichungen und Informationsmateria-
lien erarbeitet und bereitgestellt. 
Das psychosoziale Beratungsangebot richtet sich ebenfalls sowohl an Freiwilligendienstleis-
tende als auch an die Einsatzstellen und Träger und ermöglicht eine Unterstützung bei psychi-
schen Herausforderungen. Das Angebot bietet Hilfestellung in Klärungsprozessen und eine 
Verweisberatung. In psychischen Krisen werden die Freiwilligen nach einem Erstkontakt an ge-
eignete Stellen weitervermittelt. 
Zu Frage 3: 
Die Zusammenarbeit mit den Trägern und die Vernetzung der Akteure untereinander erfolgt 
in enger Absprache und Zusammenarbeit mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Freiwilligen-
dienste. Darüber hinaus erstellt die Koordinierungsstelle Handreichungen und Werbemateria-
lien, um auf das Angebot aufmerksam zu machen. Eine persönliche Vorstellung der Mitarbei-
tenden zur Bekanntmachung des Angebots erfolgt in den Begleitseminaren, die alle Freiwilli-
gendienstleistenden durchlaufen. 
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Anfrage 6: Ausländischen Ärzt:innen Approbation erteilen 
Anfrage der Abgeordneten Ute Reimers-Bruns, Basem Khan, Mustafa Güngör und Frak-
tion der SPD 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Erkenntnisse hat der Senat darüber, wie viele geflüchtete Ärzt:innen im Land Bremen 
einen Antrag auf Approbation beziehungsweise Anerkennung der ausländischen Approbation 
gestellt haben, um in Deutschland praktizieren zu dürfen und welche sind dabei die häufigs-
ten drei Herkunftsländer? 
 
2. Welche Erkenntnisse hat der Senat über den Bearbeitungs- und Bewilligungsstand der ge-
stellten Anträge? 
 
3. Wie bewertet der Senat den Bedarf, diesen Fachkräften als Ärzt:innen im Land Bremen eine 
Arbeit beziehungsweise Anstellung zu ermöglichen? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat prüft im Rahmen des Anerkennungsverfahrens lediglich die berufliche Formalqualifi-
kation. Der aufenthaltsrechtliche Status der Antragstellenden sowie deren Aufenthaltstitel wird 
hierbei nicht erfasst, sodass hierzu keine Auskunft erteilt werden kann. 
Die Herkunftsstaaten der Antragsteller:innen sind breit gestreut und vielfältig. Die meisten An-
tragsteller:innen im Bereich der Heilberufe kommen aus Syrien, hier liegen aktuell zehn An-
träge vor. Je vier Antragssteller:innen kommen aus Belarus und Ägypten. Von Antragssteller:in-
nen, die aus der Ukraine kommen liegen drei Anträge vor.  
Insgesamt kann der Senat feststellen, dass in den vergangenen Jahren deutlich mehr Anträge 
aus Drittstaaten als aus EU-Staaten eingingen.  
Zu Frage 2: 
Grundsätzlich bearbeitet der Senat vollständig eingehende Anträge unmittelbar. Die Beschei-
dung der Anträge durch die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz verzö-
gert sich nur, wenn nicht alle zur Bearbeitung benötigten Dokumente vorgelegt und zunächst 
nachgefordert werden müssen.  
Um in Bremen insgesamt eine Beschleunigung des Anerkennungsverfahrens zu gewährleisten, 
hat die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz beispielsweise Ende 2023 alle 
Antragsformulare modernisiert und als online ausfüllbar auf die Homepage der Senatorin für 
Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz gestellt.  
Im Ergebnis ist festzustellen, dass eine Bescheidung der Anerkennungsverfahren stets während 
des Bestehens einer Berufserlaubnis, die eine maximale Gültigkeit von zwei Jahren hat, erfolgt, 
sodass die Ärzt:innen dem Arbeitsmarkt zügig zur Verfügung stehen und direkt nach dem Aus-
laufen der Berufserlaubnis weiterarbeiten können. 
Zu Frage 3: 
Aufgrund des bestehenden Fachkraftmangels im Gesundheitssystem sieht es der Senat als un-
erlässlich an, alle formal qualifizierten Personen mit ausländischen Berufsabschlüssen mög-
lichst kurzfristig dem bremischen Arbeitsmarkt zuzuführen. Das in Frage zwei beschriebene In-
strument der Berufserlaubnis, wonach Ärzt:innen bereits nach Bestehen der Fachsprachenprü-
fung als Assistentzärzt:innen in der Praxis eingesetzt werden dürfen, hält der Senat für sehr 
wichtig. Darüber hinaus wird es weiterer Anpassungen im Anerkennungsverfahren der Heilbe-
rufe auf gesetzlicher Ebene bedürfen. Dieser Tatsache ist sich der Senat bewusst und initiiert 
aus diesem Grund eine Vielzahl von Maßnahmen, um benötigte Veränderungen zu unterstüt-
zen. Hierzu zählen die konsequente Digitalisierung des Anerkennungsverfahrens, die Optimie-
rung und Verschlankung bestehender Prozesse und das Angebot persönlicher Beratungsge-
spräche. Auf Bundesebene gilt es, sich dafür einzusetzen, dass auch im Bereich der Heilberufe 
ein Verzicht auf Prüfung der Gleichwertigkeit zu Gunsten des Ablegens einer Kenntnisprüfung 
rechtssicher umgesetzt werden kann. 
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Anfrage 7: Wie lange dauern Verfahren auf Heimunterbringung im Land Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern ist es zutreffend, dass die Bearbeitungszeiten von Heimunterbringungsgesuchen 
im Land Bremen bis zu zwölf Monate betragen, wohingegen in Niedersachsen Beschlüsse be-
reits nach rund sechs Wochen vorliegen? 
 
2. Was sind nach Kenntnis des Senats die Gründe für die langen Bearbeitungszeiten im Land 
Bremen und welche Maßnahmen sind geplant, um Abhilfe zu schaffen? 
 
3. Welche Konsequenzen haben verzögerte Beschlüsse auf Heimunterbringung nach Kenntnis 
des Senats für die Betroffenen? 
 
Zu Frage 1: 
Die Bearbeitungszeiten für Anträge auf Hilfe zur Pflege in stationären Einrichtungen betragen 
im Amt für Soziale Dienste in der Stadtgemeinde Bremen aktuell im Schnitt vier Monate.  
Heimunterbringungsgesuche oder -beschlüsse sind unabhängig vom Antragsverfahren auf 
Hilfe zur Pflege. Ausschlaggebend ist die tatsächliche Aufnahme in die Pflegeeinrichtung. Das 
ist grundsätzlich ab Pflegegrad 2 möglich und unabhängig von einem Bescheid zur Kosten-
übernahme durch den kommunalen Leistungsträger. 
Die durchschnittliche Bearbeitungsdauer beim Sozialamt Bremerhaven beträgt aktuell bis zu 
sechs Monate.  
Zu Frage 2: 
Die Prüfung der Anträge ist wegen der oft komplexen Einkommens- und Vermögenssituation 
der Antragstellenden zeit- und arbeitsintensiv. Ziel der Leistungsträger ist es, Entscheidungen 
möglichst zeitnah nach Eingang des Antrages zu treffen.  
Bevollmächtigte Angehörige und gesetzliche Betreuer:innen benötigen in der Regel oftmals 
mehr Zeit, um die Anträge mit den notwendigen Unterlagen und Nachweisen einzureichen. 
Außerdem ist bei vielen Leistungsanträgen eine abschließende Bearbeitung aufgrund der Ab-
hängigkeit von der Entscheidung der Pflegekassen über den Pflegegrad nicht möglich. Zudem 
müssen oftmals komplizierte Vermögensfeststellungen wie Wertgutachten über Immobilien 
oder Eintragungen von Sicherheitshypotheken erfolgen.  
Zu Frage 3: 
Grundsätzlich wird die Aufnahme in einer stationären Einrichtung durch die antragsstellenden 
Personen selbst oder ihre bevollmächtigten Angehörigen initiiert. Im Rahmen der Aufnahme 
prüft die Pflegeeinrichtung mit den Pflegebedürftigen und den Angehörigen oder Bevoll-
mächtigten die Finanzierung des Pflegeplatzes. Ist die Finanzierung nicht gesichert, erfolgt die 
Antragstellung in den Sozialämtern. 
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Anfrage 8: Werden die Nachzahlungen aus dem Länderfinanzausgleich für den Bil-
dungsetat genutzt? 
Anfrage der Abgeordneten Prof. Dr. Hauke Hilz, Fynn Voigt, Thore Schäck und Fraktion 
der FDP 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Inwiefern werden die Nachzahlungen aus dem Länderfinanzausgleich für den Bildungsetat 
genutzt und falls ja, wie viel Geld wird in den Bildungsetat fließen? (Bitte konkret angeben, wie 
hoch der Anteil sein wird, der in den Bildungsetat fließen soll.) 
 
2. Wann werden die Nachzahlungen aus dem Länderfinanzausgleich voraussichtlich ausge-
zahlt werden und inwiefern setzt sich der Senat bereits damit auseinander, in welche Ressorts 
das Geld fließen wird? (Bitte konkrete Vorstellungen des Senats angeben.) 
 
3. Falls ein Anteil der Nachzahlungen aus dem Länderfinanzausgleich in den Bildungsetat flie-
ßen wird, welche Projekte werden vorrangig finanziell unterstützt? (Bitte genau angeben, wie 
viel Geld für diese benötigt wird.) 
 
Die Fragen 1 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Im Juni wurden vom Statistischen Bundesamt die Ergebnisse des Zensus 2022 veröffentlicht. 
Aufgrund der aktuellen Zensusergebnisse steht nun fest, dass die bremische Bevölkerungszahl 
Mitte 2022 höher war als angenommen. Die bundesweite Einwohnerzahl war hingegen gerin-
ger als angenommen. Der Zensus 2022 hat ergeben, dass 13.111 mehr Einwohner:innen im 
Land Bremen lebten als von der Einwohnerstatistik für 2022 ausgewiesen wurden, während im 
Bundesdurchschnitt die Bevölkerungszahl  geringer war. Im Laufe dieses und des nächsten 
Jahres werden die Einwohnerzahlen auf dieser neuen Basis für die Jahre ab 2022 fortgeschrie-
ben. 
Die Ergebnisse des Zensus wirken sich auch auf den bundesstaatlichen Finanzausgleich aus. 
Durch die zusätzlichen statistisch erfassten Einwohner:innen hat das Land Bremen höhere An-
sprüche bei der Umsatzsteuer einschließlich Finanzkraftausgleich (vormals Länderfinanzaus-
gleich) und den Bundesergänzungszuweisungen als bisher festgestellt wurde. Diese höheren 
Ansprüche werden auch rückwirkend für die Jahre 2022 und 2023 teilweise ausgeglichen. Für 
die Folgejahre sollten dann die neuen fortgeschriebenen Einwohnerzahlen vorliegen. 
Nachzahlungen für 2022 und 2023 werden in dem Jahr, in dem sie kassenwirksam werden, zu-
nächst zentral im Produktplan 93 „Zentrale Finanzen“ beim Senator für Finanzen vereinnahmt. 
Betroffen werden im Wesentlichen folgende Haushaltspositionen sein:  

- Landesanteil an der Umsatzsteuer,   
- Finanzkraftausgleich durch die Umsatzsteuer- Umverteilung,   
- Schlüsselzuweisungen und  
- Bundesergänzungszuweisungen. 

Eine unmittelbare Zweckbindung dieser Einnahmen besteht nicht. 
Über deren Verwendung und Aufteilung wird senatsseitig zu entscheiden sein, sobald abseh-
bar ist, wann die Nachzahlungen kassenwirksam werden. Die Verwendung wird auch maßgeb-
lich von den dann bestehenden zentralen und dezentralen Haushaltsrisiken abhängig sein. 
Mögliche finanzielle Belastungen aus der Bundesgesetzgebung werden dann ebenfalls be-
rücksichtigt werden müssen. 
Eine unmittelbare Vereinnahmung oder Zufluss der Nachzahlungen in den Produktplan 21 
Kinder und Bildung ist nicht vorgesehen.  
Gegebenenfalls könnten sich aus den Nachzahlungen sowie Effekten des Zensus 2022 für das 
laufende und die Folgejahre noch Folgewirkungen für unmittelbar beim Produktplan 21 Kin-
der und Bildung ressortierende Maßnahmen ergeben. Beispielsweise wären da das KiTa-Quali-
täts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz oder das Startchancen-Programm zu nennen, die über 
Anteile der Länder an der Umsatzsteuer finanziert werden. Die Folgewirkungen hängen maß-
geblich vom Zeitpunkt des Eintritts der Kassenwirksamkeit sowie vom Zeitpunkt ab, wann die 
Effekte aus dem Zensus Eingang in die Bevölkerungsfortschreibung des Statistischen Bundes-
amtes finden werden. Sie können daher zum jetzigen Zeitpunkt nicht abschließend beziffert 
werden. 
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Zu Frage 2:  
Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern sieht für die Jahre 2022 und 
2023 eine rückwirkende Berücksichtigung der aktuellen Zensusergebnisse vor, wenn die end-
gültige Abrechnung der Umsatzsteuerverteilung und des Finanzkraftausgleichs in Kraft tritt. 
Die aktuellste endgültige Abrechnung liegt für das Jahr 2017 vor. Wann das Bundesfinanzmi-
nisterium die endgültigen Abrechnungen für die Jahre ab 2022 vorlegt, kann aktuell nicht 
prognostiziert werden. Die endgültigen Abrechnungen werden in dem Jahr kassenwirksam, in 
dem der Bundesrat der entsprechenden Rechtsverordnung zustimmt.  
Parallel laufen auf Bund-Länder-Ebene auch Gespräche zum weiteren Verfahren und Umgang 
mit den Nachzahlungen aus den Effekten des Zensus 2022 für die Jahre 2022 und 2023, deren 
abschließender Ausgang derzeit noch nicht absehbar ist. Gegebenenfalls könnte hierdurch 
eine frühere Kassenwirksamkeit der Nachzahlungen für 2022 und 2023 erreicht werden. Hier 
bleibt der weitere Gesprächsverlauf abzuwarten. 
 
 
Anfrage 9: Einsatz des Senats für ein AfD-Verbot 
Anfrage der Abgeordneten Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Fraktion  
DIE LINKE 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Mit welchen konkreten Schritten hat sich der Senator für Inneres auf der Sommer-Innenmi-
nisterkonferenz entsprechend des Bürgerschaftsbeschlusses dafür eingesetzt, eine Material-
sammlung zur AfD anzulegen, die einem Antrag auf Parteiverbot zugrunde gelegt werden 
könnte? 
 
2. Mit welchem Ergebnis hat der Senat die schriftliche Urteilsbegründung des Oberverwal-
tungsgerichts Münster hinsichtlich möglicher Rückschlüsse auf ein Parteiverbotsverfahren aus-
gewertet und teilt der Senat in dem Zusammenhang die Auffassung, dass eine verfassungs-
schutzrechtliche Einstufung keine unmittelbare Voraussetzung für eine verfassungsrechtliche 
Überprüfung wäre? 
 
3. Was tut der Senat jenseits der Innenministerkonferenz, um die Prüfung eines Verbots der 
AfD und der Jungen Alternative für Deutschland voranzubringen, beispielsweise auf Minister-
präsidentenkonferenz-Ebene oder durch Aktivitäten eigener Behörden und Ämter? 
 
Zu Frage 1: 
Die umfassende und fortlaufende Materialsammlung des Bundesamtes und der Landesämter 
für Verfassungsschutz war bereits Grundlage für die Einstufung der Partei als Verdachtsfall so-
wie deren Jugendorganisation „Junge Alternative“ als „erwiesen extremistische Bestrebung“. 
Für die Prüfung eines möglichen Parteienverbots kann die mittlerweile fortgeschriebene Mate-
rialsammlung als Bewertungsgrundlage herangezogen werden. 
Zu Frage 2: 
Das OVG Münster bestätigt in seiner Entscheidung vom 13. Mai 2024 die Einschätzung des 
Bundesamtes für Verfassungsschutz, die AfD als rechtsextremistischen Verdachtsfall zu führen.  
Grundsätzlich weist das OVG darauf hin, dass eine verfassungsfeindliche Stoßrichtung erst 
durch eine Vielzahl an entsprechenden Aussagen erkennbar sei. Eine „ethnisch-kulturelle“ Aus-
legung des Volksbegriffs sei verfassungsfeindlich, wenn diese mit einer politischen Zielsetzung 
verknüpft werde, die die rechtliche Gleichheit aller Staatsangehörigen in Frage stellt. Das OVG 
Münster sieht in seiner Entscheidung bei der AfD genügend tatsächliche Anhaltspunkte für 
verfassungsfeindliche Bestrebungen, die insbesondere gegen die Menschenwürde bestimm-
ter Personengruppen sowie gegen das Demokratieprinzip gerichtet seien. 
Im Hinblick auf eine eventuelle weitere Höherstufung der AfD zur „gesichert rechtsextremisti-
schen Bestrebung“ ist jedoch ein strengerer Bewertungsmaßstab als bei der bisherigen Ver-
dachtsfalleinstufung anzulegen. Eine Neubewertung erfolgt vor dem Hintergrund der in den 
letzten Jahren vorangeschrittenen Radikalisierung fortwährend durch die Verfassungsschutz-
behörden, sodass eine Höherstufung erfolgen könnte, sobald die rechtlichen Voraussetzungen 
hierfür gegeben sind. Eine Einstufung der Partei als „gesichert rechtsextremistisch“ durch den 
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Verfassungsschutz wäre aber keine Garantie für ein erfolgreiches Verbotsverfahren, da die hier-
für zu erfüllenden verfassungsrechtlichen Kriterien anspruchsvoller sind, als diejenigen zur Ein-
stufung einer Bestrebung als extremistisch nach dem Verfassungsrecht.  
Hinsichtlich eines möglichen Verbotsverfahren deutet das Urteil des OVG nach Bewertung des 
Senats an, dass bereits die Beobachtung durch den Verfassungsschutzverbund ein restriktives 
Instrument sei und die politische Auseinandersetzung sogar wirkungsvoller sein könnte als ein 
etwaiges Verbotsverfahren. Die Wahl des Mittels läge demnach im Ermessen der zuständigen 
Stellen. 
Zu Frage 3: 
Das Landesamt für Verfassungsschutz prüft fortwährend, inwiefern sich verfassungsfeindliche 
Tendenzen im Bremer Landesverband der AfD und in der JA etablieren oder verfestigen und 
lässt seine Erkenntnisse in die Materialsammlung des Bundesamtes für Verfassungsschutz ein-
fließen. 
 
 
Anfrage 10: Hausbesuche gemäß fachlicher Weisung zum § 6 SGB II 
Anfrage der Abgeordneten Maja Tegeler, Nelson Janßen, Sofia Leonidakis und Fraktion 
DIE LINKE 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. In wie vielen Fällen der zwischen dem 1. Januar 2023 und 30. Juni 2024 durch die Außen-
dienste der Jobcenter Bremen und Bremerhaven über 5 000 durchgeführten Hausbesuche im 
Land Bremen haben sich die Verdachtsfälle als begründet erwiesen? 
 
2. Welches Fach-Team hat das Prüfergebnis ausgewertet und abgeleitet? 
 
3. Was hat die Auswertung des Prüfergebnisses ergeben? 
 
Zu Frage 1: 
Eine Statistik darüber, ob sich Verdachtsfälle als begründet oder unbegründet erwiesen haben, 
wird in beiden Jobcentern nicht geführt. Im Jobcenter Bremen werden vom Außendienst-
Team aber die Einsparungen dokumentiert, die durch die Hausbesuche erzielt werden. Für das 
Jahr 2023 beliefen sich die Einsparungen bei den kommunalen Leistungen auf 570.134 Euro, 
bei den Bundesleistungen auf 266.681,64 Euro. Für die Zeit von Januar 2024 bis Juni 2024 lie-
gen noch keine abschließenden Auswertungen vor.  
Zu Frage 2: 
Ableitungen aus den Hausbesuchen werden in beiden Jobcentern von dem Fachteam vorge-
nommen, das den Auftrag für den Hausbesuch erteilt hat. Das sind in der Regel die zuständi-
gen Leistungsabteilungen in der jeweiligen Geschäftsstelle. In diesem Fachteam werden auch 
Entscheidungen getroffen, die sich aus der Auswertung ergeben. 
Zu Frage 3: 
Über Hausbesuche wird ein Protokoll erstellt, in dem lediglich die Ergebnisse der Inaugen-
scheinnahme dokumentiert werden. Im Jobcenter Bremen werden auch die Einsparungen do-
kumentiert, wie bereits in der Antwort zu Frage 1 beantwortet. Daten, ob Verdachtsfälle be-
gründet waren oder nicht, werden weder vom Außendienst noch von den Fachteams erho-
ben und ausgewertet. 
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Anfrage 11: Entwicklung gesetzlicher Betreuungsverfahren im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Dr. Marcel Schröder, Thore Schäck und die 
Fraktion der FDP 
vom 15. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich die Zahl der vom Betreuungsgericht auf Antrag oder von Amts wegen bestell-
ten Betreuer in den vergangenen zehn Jahren jeweils jährlich entwickelt? 
 
2. In wie vielen Fällen wurden dabei Berufsbetreuer und Betreuungsvereine eingesetzt? 
 
3. Wie hat sich die Zahl der Berufsbetreuer und Betreuungsvereine im Land Bremen in den ver-
gangenen fünf Jahren entwickelt? 
 
Zu Frage 1: 
In den Jahren 2017 bis 2023 ergeben sich jeweils folgende Neueinrichtungen von Betreuun-
gen: 

Berichtsjahr 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 
Zahl der Betreuungs-
einrichtungen im je-
weiligen Jahreszeit-
raum 

1193 1293 1552 1543 1601 1536 1422 

 
Wegen der Umstellung der sog. B-Statistik (statistische Daten in Verfahren des Betreuungsge-
richts) liegen für die Jahre 2014-2016 bundesweit keine verlässlichen Zahlen vor. 
Zu Frage 2: 
Aufgegliedert nach Vereinsbetreuungen und sonstigen beruflich geführten Betreuungen erge-
ben sich folgende Daten zur Anzahl der Neueinrichtungen von beruflich geführten Betreuun-
gen: 

Berichtsjahr 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023 
Zahl der neu eingerichte-
ten Vereinsbetreuungen 127 144 175 137 142 112 143 

Zahl der neu eingerichte-
ten beruflich geführten 
Betreuungen ohne Ver-
einsbetreuungen 

652 725 936 975 1007 984 1017 

 
Zu Frage 3: 

Berichtsjahr 2019 2020 2021 2022 2023 aktuell 
Zahl der Berufsbetreuer in 
der Stadtgemeinde Bre-
men 

    146 155 

Zahl der Berufsbetreuer in 
Bremerhaven 63 75 

Keine 
weitere 
Liste 

65 43 40 

Zahl der Betreuungsver-
eine im Land Bremen 4 4 4 4 3 3 

 
Daten zur Zahl der Berufsbetreuer in der Stadtgemeinde Bremen können für die Jahre vor 2023 
aufgrund eines aktuellen bundesweiten Softwarefehlers nicht abgerufen werden. 
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Anfrage 12: Wann kommt die Bremer Stadionallianz? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 19. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Mit welchen Akteuren hat der Senat bislang Gespräche zur Etablierung einer Stadionallianz 
in Bremen geführt? 
 
2. Welche Schritte zur Implementierung wurden bislang abgestimmt, wie sieht das weitere 
Verfahren aus und wann soll die Bremer Stadionallianz starten? 
 
3. Mit welchen Effekten rechnet der Senat durch die Etablierung einer Stadionallianz in Bre-
men? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Die konstituierende Sitzung der Stadionallianz erfolgte am 04.09.2024. Das Gremium wird künf-
tig halbjährlich tagen. 
Der Stadionallianz gehören die folgenden Mitglieder an: 
Senator für Inneres und Sport, 
Polizei Bremen, 
Feuerwehr Bremen, 
Ordnungsamt Bremen, 
Bremer Fußballverband, 
SV Werder Bremen, 
Bremer Weser-Stadion GmbH, 
Fanprojekt Bremen e.V.  
Anlassbezogen können weitere Akteure hinzukommen wie z.B. die Bundepolizei, die BSAG o-
der die Staatsanwaltschaft Bremen.  
Das Gremium wird eine niedrigschwellige Lösung von Problemstellungen „auf Augenhöhe“ 
ermöglichen.  
Das Konzept der Stadionallianz in Bremen zielt unter anderem auf die kontinuierliche Weiter-
entwicklung und Modernisierung der Stadionsicherheit. Der kürzlich abgeschlossene Umbau 
des Weserstadions im Gästebereich steht hierfür exemplarisch: Im Vordergrund stehen mo-
derne Sicherheitssysteme und Aspekte, die sowohl den Schutz der Fans und Mannschaften ge-
währleisten, als auch das Vertrauen der Besucher:innen stärken sollen.  
Die Bezeichnung als Stadionallianz soll dem Gremium als Arbeitsgremium im Örtlichen Aus-
schuss Sport und Sicherheit eine besondere Wertigkeit verleihen und die Neuaufstellung ver-
deutlichen. Ein besonderer Mehrwert wird von dem institutionalisierten Austausch mit der DFL 
und den damit verbundenen Impulsen von außen erwartet. 
 
 
Anfrage 13: Transformation des Vergaberechts: Wo steht der Prozess? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Emanuel Herold, Dr. Henrike Müller 
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 19. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich das Land Bremen am Konsultationsprozess des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Klimaschutz (BMWK) zur Reform des Vergaberechts beteiligt? 
 
2. Wie bewertet der Senat die Ergebnisse des Konsultationsprozesses und wann rechnet er mit 
einer Verabschiedung des „Vergabetransformationspakets" durch die Bundesregierung? 
 
3. Welche Auswirkungen wird die Reform aller Voraussicht nach auf die Vergabe- und Beschaf-
fungspraxis im Land Bremen haben und wie bewertet der Senat diese Veränderungen? 
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Zu Frage 1: 
Im Land Bremen haben sich mehrere öffentliche Auftraggeber an der durch das Bundesminis-
terium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) initiierten öffentlichen Konsultation zur Trans-
formation des Vergaberechts mit Stellungnahmen beteiligt. Das Wirtschaftsressort ist im Rah-
men des Bund-Länder-Ausschusses „Öffentliches Auftragswesen“ eng in den Prozess der 
Vergabetransformation eingebunden und hat in diesem Rahmen in mehreren Terminen des 
BMWK mit den Wirtschaftsressorts der Länder und im Schriftwege dezidiert zu den einzelnen 
fachlichen Themenbereichen: Vereinheitlichung, Vereinfachung, Bürokratieabbau, Digitalisie-
rung, Innovation und Nachhaltigkeit Stellung genommen. 
Zu Frage 2: 
Der Senat begrüßt und unterstützt grundsätzlich die Bestrebungen der Bundesregierung, öf-
fentliche Vergabeverfahren weiter zu vereinfachen, zu professionalisieren, zu digitalisieren und 
zu beschleunigen. Auch wird begrüßt, wirtschaftliche, soziale, ökologische und innovative As-
pekte künftig noch stärker bei der Auftragsvergabe zu berücksichtigen, ohne dabei die Rechts-
sicherheit von Vergabeentscheidungen zu gefährden oder die Zugangshürden für den Mittel-
stand zu erhöhen. Eine abschließende Bewertung des Gesetzespaketes wird jedoch erst erfol-
gen können, nachdem die Bundesregierung einen Referentenentwurf vorgelegt hat.   
Ein konkreter Zeitplan der Bundesregierung für die Verabschiedung des Vergabetransformati-
onspaketes wurde vom BMWK bisher nicht mitgeteilt. 
Zu Frage 3: 
Es wird erwartet, dass die Reform des Bundes Auswirkungen auf das Bremische Landesrecht 
und die Vergabe- und Beschaffungspraxis im Land Bremen haben wird. Eine konkrete Bewer-
tung dieser Auswirkungen wird allerdings erst möglich sein, wenn der Referentenentwurf der 
Bundesregierung vorliegt. 
 
 
Anfrage 14: Dolmetscher-Flatrate - Bleibt es bei der angekündigten Einführung in der 
zweiten Jahreshälfte 2024? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwieweit kann ein präziser Zeitrahmen genannt werden, ab wann die Dolmetscher-Flatrate 
für die verschiedenen Einrichtungen in Bremen und Bremerhaven verfügbar sein wird? 
 
2. Welche Schritte wurden bisher unternommen, um die Dolmetscher-Flatrate einzuführen? 
3. Welche Einrichtungen und Bereiche in Bremen und Bremerhaven werden die Dolmetscher-
Flatrate ab welchem Zeitpunkt nutzen können? 
 
Zu Frage 1: 
Die Dolmetsch-Dienstleistungen stehen als barrierefreies Dataport-Produkt „dVideodolmet-
schen“ der Verwaltung der FHB ab sofort zur Verfügung. Die Dienstleistung ermöglicht allen 
bremischen und Bremerhavener Dienststellen sowie den dazugehörigen Einrichtungen die flä-
chendeckende Nutzung von Dolmetschdiensten. Diese umfassen Video- und Audiodolmet-
schungen sowie Gebärden- und Textdolmetschungen. Im Zuge der erforderlichen europawei-
ten Ausschreibung, die Dataport gebündelt für die Trägerländer Hamburg, Schleswig-Holstein 
und Bremen durchgeführt hat, erhielt der Anbieter SAVD den Zuschlag auf Grundlage des wirt-
schaftlichsten Angebotes. Die Abrechnung erfolgt dabei nutzungsabhängig. Ein unbegrenztes 
und nutzungsunabhängiges Preismodell, eine so genannte Flatrate, gibt es am Markt nicht. 
Durch Dataport wurde eine nutzungsabhängige Abrechnung empfohlen, da für die beteilig-
ten Länder und insbesondere die FHB derzeit noch keine belastbaren Bedarfszahlen vorliegen. 
Der Senat wird die Nutzungszahlen evaluieren, um eine valide Datengrundlage für die Ausge-
staltung und mögliche andere Preismodelle bei zukünftigen Ausschreibungen ab 2026 zu er-
halten. 
Zu Frage 2: 
Die europaweite Ausschreibung der Dienstleistung über Dataport konnte im Juli 2024 erfolg-
reich abgeschlossen werden. Damit wird allen Dienststellen und Einrichtungen einen Zugang 
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zu Dolmetschdienstleistungen ermöglicht. Der Senat hat zudem auf seiner Sitzung am 17. Sep-
tember 2024 die weitere Umsetzung der Dolmetschdienste beschlossen. In diesem Zusam-
menhang stellt der Senator für Finanzen gemeinsam mit Dataport und dem Anbieter SAVD 
Schulungsunterlagen und Handlungshilfen für die Nutzung des Dienstes zur Verfügung. 
Zu Frage 3: 
Die Initiative zum Aufbau flächendeckend nutzbarer Video- und Audiodolmetscherdienste in 
der FHB geht auf den Bremer Landesaktionsplan „Istanbul-Konvention umsetzen“ zurück. Der 
dort festgeschriebene Prüfauftrag an den Senator für Finanzen sowie die Bremische Zentral-
stelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau hat die Notwendigkeit von Dol-
metschdiensten gerade im Bereich des Gewaltschutzes nachgewiesen. Die dort definierte Ziel-
gruppe des Aktionsplanes sind Frauen, trans* und inter* Personen sowie Kinder. Sie sollen da-
her in besonderem Maße von dem Dienstleistungsangebot profitieren. Die vom Senat bereit-
gestellten zentralen Mittel werden daher den an der Umsetzung der Istanbul-Konvention be-
teiligten Ressorts zur Verfügung stehen. Die Auswahl der Einrichtungen erfolgt durch die je-
weils zuständigen Ressorts beziehungsweise durch den Magistrat Bremerhaven. Darüber hin-
aus können alle Dienststellen und Einrichtungen die Infrastruktur und das Angebot bei Bedarf 
nutzen, müssen diese jedoch in diesem Fall aus bestehenden eigenen Mitteln finanzieren. 
 
 
Anfrage 15: Verbesserung des Opferschutzes insbesondere für Frauen und verletzliche 
Personen? 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwieweit forciert der Bremer Senat eine Gesetzesänderung des Strafgesetzbuches auf Bun-
desebene, um die Rechte von Kindern, Frauen, Senioren und Menschen mit Behinderung zu 
stärken? 
 
2. Inwiefern würde der Bremer Senat die Anpassung der Tatbestände der gefährlichen Körper-
verletzung, des schweren Raubes und des Mordes dahingehend unterstützen, dass ein neues 
Qualifikations- beziehungsweise Mordmerkmal „unter Ausnutzung der körperlichen Überle-
genheit“ ergänzt wird? 
 
3. Inwieweit erachtet der Bremer Senat darüber hinaus die Verschärfung des Strafrahmens für 
Gruppenvergewaltigungen in § 177 Absatz 7 Strafgesetzbuch (StGB) für angezeigt? 
 
Zu Frage 1: 
Der Senat teilt, die dem CDU Bundestagsantrag 20/12085 zu Grunde legende Wertung ist der 
Überzeugung, dass es besonders verwerflich, niederträchtig und feige ist, sich an einemgegen 
Schwachen, Hilf- oder Wehrlosen zu vergreifen tätlich zu werden. Der Senat teilt aber nicht die 
Einschätzung, dass eine Erhöhung des Strafrahmens bei solchen Delikten geeignet ist, die 
Rechte von Kindern, Frauen, Senioren und Menschen mit Behinderungen zu stärken. Entgegen 
einer weit verbreiteten Alltagsmeinung erscheinen nach dem gegenwärtigen Stand der krimi-
nologischen Forschung die Abschreckungswirkungen (negative Generalprävention) von An-
drohung, Verhängung und Vollzug von Strafen gering. Bislang wurden kriminologisch auch 
keine Anhaltspunkte dafür gefunden, dass eine Verschärfung des Strafrechts das Normbe-
wusstsein positiv beeinflussen würde. Unabhängig von der fehlenden Schutzwirkung ist der 
Senat gewillt, in den vorgenannten Fälle, angemessene Verschärfungen der Strafzumessung 
mitzutragen (siehe Antwort 2 und 3). 
Zu Frage 2: 
Der Senat ist offen dafür, die vorstehend ausgeführte moralische Wertung, auch in gesetzliche 
Strafmaßveränderungen ausgewählter Delikte zu gießen.  
Ob ein neues Tatbestandsmerkmal „unter Ausnutzung der körperlichen Überlegenheit“ hierfür 
geeignet ist, sollte jedoch zunächst unter Einbeziehung der strafrechtlichen Praxis und Wissen-
schaft ausführlich geprüft werden. In diese Abwägungsprüfung von Qualifikationsmerkmalen, 
wären als Alternativen auch andere Formen von Strafzumessungsregeln einzubeziehen. 
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Zu Frage 3: 
Gruppenvergewaltigung ist bisher kein rechtlich feststehender Begriff. Der Senat weist darauf 
hin, dass für die gemeinsame Tatbegehung bereits jetzt als besonders schwerer Fall nach § 177 
Absatz 6 Ziffer 2 StGB ein Mindeststrafrahmen von zwei Jahren vorgesehen ist. Weiterhin wer-
den in der Praxis die Strafrahmen bei Sexualdelikten überwiegend nicht ausgeschöpft. 
Der Senat erachtet es trotzdem für angezeigt, eine Verschärfung des Strafrahmens für Grup-
penvergewaltigungen vorzunehmen, da diese unter dem Hintergrund der Antwort zu Frage 2 
besonders verwerflich erscheinen. 
 
 
Anfrage 16: Beschäftigungsquote von Geflüchteten im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie hat sich die Beschäftigungsquote aller erwerbsfähigen Menschen im Alter von 15 bis 65 
Jahren aus den Top-8-Asylherkunftsländern, die einen sozialversicherungs-pflichtigen Job im 
Land Bremen haben, seit 2017 entwickelt? (Bitte die Zahlen für jedes Jahr einzeln aufschlüsseln 
und erläutern, welche Maßnahmen der Senat ergriffen hat, um eine mögliche Steigerung die-
ser Quote zu fördern.) 
 
2. Wie hat sich die Quote der sozialversicherungspflichtig und geringfügig Beschäftigten aus 
der Ukraine im Land Bremen seit Januar 2022 entwickelt? (Bitte die Zahlen für jedes Jahr ein-
zeln aufschlüsseln und erklären, welche spezifischen Herausforderungen der Senat in diesem 
Kontext identifiziert hat und wie diesen begegnet wurde.) 
 
3. Welche neuen und messbaren Maßnahmen hat der Senat in den letzten zwei Jahren ergrif-
fen, um mehr geflüchtete Menschen in Arbeit zu bringen, und wie bewertet der Senat den Er-
folg dieser Maßnahmen? 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Die Beschäftigungsquote, die den Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im er-
werbsfähigen Alter zwischen 15 und 65 Jahren an der gleichaltrigen Wohnbevölkerung abbil-
det, schlüsselt sich für Personen aus den sogenannten Top-8-Asylherkunftsländern im Zeit-
raum 2017 bis 2023 im Land Bremen wie folgt auf: Im Jahr 2017 lag die Beschäftigungsquote in 
dieser Gruppe bei 14,3 %, im Jahr 2018 bei 20,6 %, im Jahr 2019 bei 24,1 %, im Jahr 2020 bei 
27,3 %, im Jahr 2021 bei 32,2 %, im Jahr 2022 bei 34,3 % und im Jahr 2023 bei 35,5 %. 
Für Staatsbürger:innen aus der Ukraine wurde nach der Quote der Beschäftigten gefragt, die 
eine sozialversicherungspflichtige oder geringfügige Beschäftigung ausüben. Dieser Anteil lag 
in der Gruppe der ukrainischen Staatsbürger:innen im Alter zwischen 15 und 65 Jahren im 
Land Bremen bei 16,2 % im Jahr 2022 bzw. bei 19,8 % im Jahr 2023.  
Um die Beschäftigungsfähigkeit von Geflüchteten im Land Bremen zu erhöhen, fördert der Se-
nat u.a. mit Mitteln aus dem Europäischen Sozialfonds ausgewählte Maßnahmen. Die Unter-
stützungsmaßnahmen unterscheiden dabei in der Regel nicht nach Herkunftsland, sondern 
stehen allen Geflüchteten offen. Grundlegend für die Verbesserung der Beschäftigungsfähig-
keit von Geflüchteten sind nach Ansicht des Senats der Spracherwerb, der u.a. in berufsbeglei-
tenden Sprachkursen angeboten wird, und die Vermittlung von allgemeinen Informationen zu 
Leben und Arbeit in Deutschland. Darüber hinaus besondere Bedeutung hat für Menschen aus 
den Top-8-Asylherkunftsländern  

- die Förderung zur Nachholung von Schulabschlüssen,  
- die Förderung der beruflichen Nachqualifizierung, 
- die Vermittlung und Begleitung in Praktika,  
- und die Unterstützung und Beratung zur Anerkennung von ausländischen Berufsquali-

fikationen. 
Der Senat fördert gezielt Projekte in den genannten Bereichen, ebenfalls mit Mitteln des Euro-
päischen Sozialfonds. 
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Neben den bereits genannten Maßnahmen besteht aus Sicht des Senats bezüglich der Ar-
beitsmarktintegration geflüchteter Menschen aus der Ukraine insbesondere die Herausforde-
rung, Menschen in qualifikationsadäquate Beschäftigung zu vermitteln. Um die Beschäfti-
gungschancen der zum Teil gut bis sehr gut ausgebildeten Menschen zu erhöhen, bietet der 
Senat Beratung zur Anerkennung von ausländischen Berufsqualifikationen. Darüber hinaus 
setzt sich der Senat auf Bundesebene für die Vereinfachung der Anerkennung von ausländi-
schen Berufsqualifikationen ein. Ferner hat der Senat eine Anlauf- und Beratungsstelle in Bre-
men-Mitte geschaffen, in der Ukrainerinnen und Ukrainer beispielsweise Übersetzungshilfen 
und Unterstützung bei der Bearbeitung von Anträgen in Anspruch nehmen können.  
Generell unterstützt der Senat Geflüchtete bei der Suche nach Kinderbetreuungsplätzen. Dar-
über hinaus wird parallel zu den geförderten Unterstützungsmaßnahmen teilweise eine Kin-
derbetreuung als Bestandteil des Projektangebotes vorgehalten. Dadurch wird insbesondere 
der Gruppe der Geflüchteten aus der Ukraine – mit einem überdurchschnittlich hohen Anteil 
an alleinerziehenden Frauen – die Teilnahme an den Fördermaßnahmen ermöglicht.  
In den letzten zwei Jahren wurden die bereits bestehenden Maßnahmen auf Basis der Erfah-
rungen der Vorjahre weiterentwickelt und für neue Zielgruppen – wie die Geflüchteten aus der 
Ukraine – angepasst. Die Erfolgsbemessung der einzelnen Maßnahmen erfolgt dabei engma-
schig durch die für den Europäischen Sozialfonds zuständige ESF-Verwaltungsbehörde. Der 
Senat bewertet diese Maßnahmen allesamt als sehr wichtig, um die Arbeitsmarktintegration 
von Geflüchteten voranzubringen. 
 

Anfrage 17: Verkehrschaos trotz Großevent: Auswirkungen der Gleisarbeiten auf die 
Maritime Woche in Bremerhaven 
Anfrage der Abgeordneten Michael Jonitz, Thorsten Raschen, Frank Imhoff und Frak-
tion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Womit hat die Deutsche Bahn die Durchführung der Gleisarbeiten zwischen Bremen und 
Bremerhaven ausgerechnet während der Maritimen Tage in Bremerhaven begründet? 
 
2. Wie stellten sich die Einschränkungen während der Gleisarbeiten dar und welche Bilanz lässt 
sich zu den Einschränkungen für die Fahrgäste und das Besucheraufkommen bei den Mariti-
men Tagen ziehen? 
 
3. Wie will der Senat derartige Einschränkungen während solcher Großereignisse verhindern, 
insbesondere im Hinblick auf die Feierlichkeiten zum 200. Geburtstag von Bremerhaven im 
Jahr 2027 und der „SAIL BREMERHAVEN" im Jahr 2025? 
 
Die Fragen 1 und 3 werden zusammen beantwortet: 
Baumaßnahmen der Deutschen Bahn InfraGO AG werden in den seltensten Fällen gegenüber 
den Netz-Zugangsberechtigten oder den anliegenden Gebietskörperschaften begründet. Im 
August 2024 wurden zwischen Bremen und Bremerhaven primär dringend erneuerungsbe-
dürftige Bahnübergänge mit neuen Anlagen in moderner Technik ersetzt. Die Sperrpausen da-
für konnten auf ein Mindestmaß reduziert werden, sodass nur spätabendliche Verbindungen 
betroffen waren. In der Regel wird aufgrund der extrem knappen Baukapazität, gerade im Be-
reich des Eisenbahnbaus und den häufig aus Fragen der Verkehrssicherheit zwingend kurzfris-
tig durchzuführenden Erneuerungen eine Bauunterbrechung durch die DB InfraGO grundsätz-
lich abgelehnt. Um die bisher einzeln geplanten Baustellen im deutschen Eisenbahnnetz künf-
tig systematischer anzulegen, wird aktuell ein Konzept der sogenannten Container-Logik ein-
geführt. Dabei werden bundesweit harmonisierte Instandhaltungszyklen, in der Regel über 
eine verlängerte Nachtsperrung, spezifisch für jede Bahnstrecke festgelegt. Diese regelmäßi-
gen Bauzeitenfenster werden dann mit Baumaßnahmen gefüllt. Dieses neue Bauplanungskon-
zept soll einerseits eine bessere und sehr frühzeitige Planbarkeit für alle Beteiligten fördern, 
wird aber aufgrund der bundesweiten Verzahnung der Maßnahmen und der fest hinterlegten 
Muster keine Flexibilität ermöglichen. Es wird keine Rücksicht mehr auf regionale Spezifika ge-
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nommen. Im Fall der SAIL 2025 konnte der Senat aufgrund des dann noch angewendeten al-
ten Bauzeitenkonzeptes noch eine Ausnahme erwirken. In dem betroffenen Zeitraum wird ein 
lange eingeplanter „Baukorridor“ um eine Woche unterbrochen, um das volle Fahrplanpro-
gramm zu ermöglichen. Für die im zweiten Halbjahr 2027 anstehende Generalsanierung der 
Strecke Bremen – Bremerhaven wiederum gilt das bundesweit verzahnte „Containerkonzept“, 
das Verschiebungen nicht zulässt. Während dieser Zeit wird ein hochwertiger Schienenersatz-
verkehr die Anbindung Bremerhavens sicherstellen. Es ist weiterhin vorgesehen, dass diese 
Strecke für die Generalsanierung nur jeweils halbseitig gesperrt wird. Weitere Details werden 
mit der DB InfraGO in den kommenden Monaten abgestimmt. 
Zu Frage 2: 
Während der vier Tage der Maritimen Tage sind bei den schnellen Regional-Express-Linien 8 
und 9 in der Summe 8 Fahrten im Abschnitt zwischen Bremen und Bremerhaven baubedingt 
ausgefallen und durch Expressbusse ersetzt worden. Die Linie RS 2 der Regio-Bahn Bre-
men/Niedersachsen war von täglich 6 Fahrten betroffen, die ebenfalls ausnahmslos durch 
Busse, teilweise ebenfalls Expressbusse, ersetzt wurden. Die weiteren Fahrten der Linie RS 2 
sind überwiegend in langen Doppeltraktionen mit 8 Wagen verkehrt. Am Sonntagabend kam 
es aufgrund eines versuchten Suizids auf dieser Strecke zu erheblichen Verspätungen in bei-
den Zugsystemen. Ersatzbusse konnten kurzfristig nicht beschafft werden. Dem Senat sind 
darüber hinaus keine Kundenbeschwerden zugegangen und auch keine Meldungen über 
nicht ausreichende Kapazitäten. Daher wird auch keine Kausalität zum Besucheraufkommen 
der diesjährigen Maritimen Tage erkannt. 
 
 
Anfrage 18: „Wo das Jobcenter klingelt und wo nicht“ – Hausbesuche in Bremen und 
Bremerhaven 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Thorsten Raschen, Frank Imhoff und Frak-
tion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen (Vollzeitäquivalente [VZÄ]) mit welchen Qualifika-
tionen sind jeweils in den Jobcentern Bremen und Bremerhaven mit dem Auftrag für Hausbe-
suche zuständig, durch die die Anspruchsvoraussetzungen, ungerechtfertigter Leistungsbezug 
und Leistungsmissbrauch von Personen überprüft werden sollen, die Leistungen nach dem 
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) (Bürgergeld) beantragen, beziehen oder bezogen ha-
ben? 
 
2. Warum werden in Bremen im Verhältnis zur Zahl der Leistungsberechtigten so viel weniger 
Hausbesuche durchgeführt als in Bremerhaven? 
 
3. Wie und woran wird der Erfolg der in beiden Kommunen durchgeführten Hausbesuche ge-
messen, wie und wo werden die Ergebnisse festgehalten, und inwiefern stehen die jeweiligen 
Abteilungen der Jobcenter im Austausch miteinander, um die eigene Strategie und Arbeits-
weise anhand der dokumentierten Erfahrungen und Ergebnisse fortlaufend anzupassen? 
 
Zu Frage 1: 
Im „Fachteam Außendienst“ des Jobcenters Bremen sind aktuell fünf Mitarbeitende mit einem 
Vollzeitäquivalent von 4,89 tätig. In Bremerhaven gibt es drei Vollzeitäquivalente. Alle Mitarbei-
tenden sind als Fachassistent:innen der Tätigkeitsebene EG 8 oder A8 bzw. im Tarif der Bunde-
sagentur für Arbeit der Tätigkeitsebene V zugeordnet. Die im „Team Außendienst“ tätigen Mit-
arbeitenden haben neben einer abgeschlossenen Berufsausbildung Kenntnisse der relevanten 
Rechtsgrundlagen des SGB II und der angrenzenden Rechtsgebiete. 
Zu Frage 2: 
Die Arbeit des Außendienstes soll vor allem zu einer rechtmäßigen und zweckmäßigen Leis-
tungsgewährung beitragen und dient nicht vorrangig dem Ziel, Leistungsmissbrauch aufzude-
cken. Die Entscheidung, den Außendienst zu beauftragen trifft die zuständige Fachabteilung, 
wenn der Sachverhalt nicht auf andere Weise ermittelt werden kann. Es gibt deshalb keine 
Quoten, die im Außendienst eingehalten werden müssen.  
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Als Hausbesuch werden auch vergebliche Versuche gezählt. Ein Grund für die unterschiedliche 
Anzahl in den beiden Städten ist auch, dass in Bremerhaven pro Auftrag in der Regel bis zu drei 
Hausbesuche durchgeführt werden. In Bremen werden hingegen nur bis zu zwei Hausbesu-
che durchgeführt.  
Zu Frage 3: 
Im Jobcenter Bremen werden die durch die Hausbesuche erzielten Einsparungen dokumen-
tiert. Die Einsparungen für das Jahr 2023 beliefen sich bei den kommunalen Leistungen auf 
rund 570.000 Euro. Dazu zählen zum Beispiel Kosten der Unterkunft und Erstausstattungen. 
Leistungen, die aus dem Bundeshaushalt finanziert werden, konnten in Höhe von rund 
267.000 Euro eingespart werden. Hierzu zählen die Regelbedarfe. Vom Jobcenter Bremerhaven 
liegen keine Auswertungen zu Einsparungen vor.  
Die Mitarbeitenden des Außendienstes der Jobcenter Bremen und Bremerhaven nehmen an 
Austauschformaten mit anderen Jobcentern teil. Innerhalb der Jobcenter bestehen verschie-
dene Besprechungsformate für die Mitarbeitenden und die Teamleitungen. Es besteht die 
Möglichkeit des teamübergreifenden Austauschs. 
 
 
Frage 19: Wie ist der aktuelle Stand der Umbauarbeiten in der Erstaufnahmeeinrich-
tung für geflüchtete Menschen (EAE) in der Lindenstraße? 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 20. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Konnten die Arbeiten fristgerecht zu den kalkulierten Kosten abgeschlossen werden? 
 
2. Wenn nein, warum nicht (bitte benennen und beschreiben Sie den Stand der Arbeiten, die 
aktuell in der Einrichtung zur Verfügung stehenden Plätze und deren Auslastung, sowie even-
tuell bereits absehbare höhere Gesamtkosten als die ursprünglich für den Umbau kalkulierten 
1,95 Millionen Euro)? 
 
3. Wurde die Nutzung der 90 Containerplätze auf dem Gelände der Erstaufnahme, die ur-
sprünglich bis Ende April 2024 vorgesehen war, verlängert? (Wenn ja, benennen Sie bitte den 
Zeitraum und die Kosten.) 
 
Die Fragen 1 bis 3 werden zusammen beantwortet: 
Das Gesamtvorhaben des Umbaus musste aufgrund der Corona-Pandemie verschoben wer-
den. Der dann gesetzte Zeitplan wurde mit einer leichten Verzögerung von zweieinhalb Mona-
ten eingehalten. Trakt A ist seit Ende März 2024 baulich fertiggestellt, Bewohnerinnen und Be-
wohner konnten ihn ab Mitte Mai beziehen. Im Trakt B haben interne Umzüge im Verwal-
tungsbereich ebenfalls im Mai stattgefunden, alle Zimmer und Büros können inzwischen ge-
nutzt werden. Der kalkulierte Kostenrahmen von 1,95 Millionen Euro ist eingehalten worden, 
die Schlussabrechnung ist aber noch nicht erfolgt, der genaue Betrag kann daher noch nicht 
abschließend beziffert werden. 
Die Einrichtung hat mit dem Trakt A und B eine maximale Kapazität von 621 Plätzen. Zusätzlich 
gibt es 6 Quarantäneplätze. Da die Erstaufnahmeeinrichtung in der Lindenstraße die zentrale 
erste Anlaufstelle ist, schwanken die Belegungszahlen täglich.  
Zu Frage 3: 
Der Zeitrahmen für die Nutzung der Container wurde bis Ende des Jahres 2024 verlängert. Die 
Kosten beliefen sich von April 2024 bis 11. August auf rund 100.000 Euro netto monatlich. Die-
ser Betrag enthält die Pacht für das Grundstück, die Miete für die Container und die Betriebs- 
und Verbrauchskosten. Seit 12. August betragen die monatlichen Kosten netto 46.717 Euro. 
Die Kostenreduktion ergibt sich aus der erfolgten Abfinanzierung der Investitionen für die Auf-
stellung der Container. Wegen der Möglichkeit einer längeren Nutzung wird derzeit der Aus-
tausch mit dem Beirat Vegesack gesucht. Im Anschluss wird gegebenenfalls eine Gremienbe-
fassung zur Erteilung einer Verpflichtungsermächtigung eingeleitet. 
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Anfrage 20: Genehmigungen für Cannabis Social Clubs in Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Olaf Zimmer, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und  
Fraktion DIE LINKE 
vom 21. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Vereinigungen haben bislang einen Antrag auf Genehmigung eines Cannabis 
Social Clubs im Land Bremen gestellt? 
 
2. Wie geht der Senat mit eventuell unvollständigen Antragsunterlagen oder noch zu klären-
den offenen Fragen bei entsprechenden Anträgen um? 
 
3. Wie viele solcher Clubs sind bereits genehmigt? 
 
Zu Frage 1: 
Mit Stand vom 4. September 2024 liegen drei Anträge für die Erlaubnis nach § 11 Konsumcan-
nabisgesetz (KCanG) zum gemeinschaftlichen Eigenanbau und der Weitergabe von Cannabis 
in Anbauvereinigungen vor. 
Zu Frage 2: 
Wird durch die Behörde festgestellt, dass die Unterlagen unvollständig sind, wird die Antrag-
steller:in darauf hingewiesen und die fehlenden Unterlagen nachgefordert. Sind die geforder-
ten Antragsunterlagen vollständig, erfolgt die inhaltliche Prüfung auf Einhaltung der Vorgaben 
des Konsumcannabisgesetzes. Werden hier Mängel festgestellt, werden die Antragsteller:innen 
zur Nachbesserung aufgefordert. Sind die Mängel so umfangreich, dass der Antrag vollständig 
überarbeitet werden muss oder die Grundanforderungen des Konsumcannabisgesetzes nicht 
erfüllt werden können, wird der Antrag abgelehnt. Weitere offene Fragen werden durch den 
direkten Austausch mit den Antragsteller:innen bearbeitet oder falls erforderlich bei einem 
Vor-Ort-Termin in den Räumlichkeiten der Anbauvereinigung geprüft.  
Zu Frage 3:  
Es wurde bisher keine Erlaubnis erteilt, da sich alle Anträge aufgrund inhaltlicher Nachforde-
rungen noch in der Prüfung befinden. 
 
 
Anfrage 21: Wie viele offene Haftbefehle gibt es aktuell im Land Bremen? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Wiebke Winter, Frank Imhoff und  
Fraktion der CDU 
vom 21. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie viele Haftbefehle sind aktuell im Land Bremen nicht vollstreckt (Stichtag 31. August 
2024)? 
 
2. Wie hat sich die Anzahl der ausgestellten sowie offenen Haftbefehle in den letzten fünf Jah-
ren im Land Bremen entwickelt und welche Schlüsse zieht der Senat daraus? 
 
3. Wie schätzt der Senat den zusätzlichen Bedarf an Haftplätzen im Land Bremen ein, sollten 
alle derzeit offenen Haftbefehle unverzüglich vollstreckt werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die Gesamtzahl (zum Stichtag 31.08.2024) der in Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft 
Bremen erwirkten, jedoch noch nicht vollstreckten Haftbefehle kann – wie bereits gegenüber 
dem Rechtsausschuss in seiner 11. Sitzung am 04.09.2024 dargestellt - in dem elektronischen 
Fachverfahren web.sta nicht (zuverlässig) ausgelesen werden. Vollstreckungs-, Erzwingungs- 
oder Sicherungshaftbefehle werden im Fachverfahren web.sta nicht gesondert erfasst, weil 
nach dem Gesetz insoweit keine Haftkontrolle vorgeschrieben ist. Untersuchungshaftbefehle 
wiederum unterliegen einer Haftkontrolle nur innerhalb des Zeitraumes zwischen der Haftbe-
fehlsvollstreckung und der Anklageerhebung, nicht mehr jedoch im gerichtlichen Verfahren, 
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so dass keine elektronische Selektion zwischen noch nicht vollstreckten Haftbefehlen und zwar 
bereits vollstreckten, jedoch nicht mehr der Haftkontrolle unterliegenden Haftbefehlen erfol-
gen kann. 
Die zweimal jährlich bundesweit über das Bundeskriminalamt (BKA) abgestimmte Erhebungs-
systematik zu Haftbefehlen findet lediglich auf alle Phänomenbereiche der Politisch Motivier-
ten Kriminalität (PMK) Anwendung. Eine Erhebung erfolgte letztmalig für diesen zum Stichtag 
30.03.2024 für diesen Phänomenbereich. Darüberhinausgehend werden für andere Kriminali-
tätsfelder oder im Rahmen der Strafvollstreckung durch die Polizeien keine Daten zu offenen 
Haftbefehlen regelhaft erhoben. Allenfalls vorstellbar wäre eine Auswertung des polizeilichen 
Fahndungssystems (INPOL) mit tagesaktuellen, aber nicht stichtagsbezogenen Daten. Es ist 
fraglich, ob eine solche Erhebung belastbare Zahlen liefert, weil sei unter dem Vorbehalt der 
stets aktuellen Datenpflege steht. 
Ansonsten wird auf die Diskussion in der Rechtsausschusssitzung vom 04. September 2024 
verwiesen sowie die erneute Befassung mit dem Thema in einer der nächsten Sitzungen des 
Rechtsausschusses.  
Zu Frage 2: 
Die Anzahl der offenen Haftbefehle wird nicht erfasst, so dass eine Entwicklung nicht nachvoll-
zogen und auch nicht bewertet werden kann.  
Zu Frage 3: 
Der Bedarf an Haftplätzen ist fortlaufend zu evaluieren. Hierbei ist die sofortige Vollstreckung 
aller offenen Haftbefehle nicht einzubeziehen, weil ein solches Szenario unrealistisch ist. Zu 
den offenen Haftbefehlen zählen insbesondere solche, in denen der regelmäßige Aufenthalts-
ort der beschuldigten Personen unbekannt ist oder diese sich bewusst der Strafverfolgung/-
vollstreckung entziehen. 
 
 
Anfrage 22: Schläft ihre Gewerbeanmeldestelle, Frau Senatorin Vogt? 
Anfrage der Abgeordneten Theresa Gröninger, Frank Imhoff und  
Fraktion der CDU 
vom 21. August 2024 
 
Diese Anfrage wurde vom Fragesteller zurückgezogen. 
 
 
Anfrage 23: Wie mehr Handlungsfreiraum für herausgeforderte Schulen organisieren? 
Anfrage der Abgeordneten Yvonne Averwerser, Frank Imhoff und  
Fraktion der CDU 
vom 27. Juni 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Inwiefern erkennt der Senat in der durch das Schulverwaltungsgesetz (BremSchVwG) eröff-
neten Möglichkeit, Schulen von Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften zu entpflichten (§ 23 Absatz 3 BremSchVwG), ein probates Mittel, um besonders 
herausgeforderten Schulen gezielt zusätzlichen Handlungsfreiraum in ihrer pädagogischen Ar-
beit zu eröffnen? 
 
2. Falls ja, bei welchen konkreten Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften sieht der Senat im Zuge einer etwaigen Entpflichtung grundsätzlich entsprechen-
des Potenzial zur Schaffung des gesuchten zusätzlichen Handlungsfreiraums für besonders 
herausgeforderte Schulen? 
 
3. Welchen Schulen in Bremen und Bremerhaven wurde bisher durch die zuständige Schulbe-
hörde in Form von Ziel- und Leistungsvereinbarungen eine individuelle Entpflichtung zuge-
standen und in Bezug auf welche konkreten Bestimmungen von Rechtsverordnungen und 
Verwaltungsvorschriften war dies jeweils der Fall? 
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Die Fragen eins bis drei werden zusammen beantwortet: 
Die erste Frage bezieht sich – anders als angegeben – auf § 22 Abs. 3 Schulverwaltungsgesetz. 
Dort heißt es zum Handlungsfreiraum der Schulen: 
„Im Rahmen von Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen der zuständigen Schulbehörde 
oder einer von ihnen beauftragten Einrichtung und der Schule kann die Schule durch die zu-
ständige Schulbehörde von Bestimmungen von Rechtsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften entpflichtet werden. Von den Regelungen in Rechtsverordnungen darf nur insoweit 
entpflichtet werden, als sie nicht für die Verwirklichung von Grundrechten maßgeblich sind. 
Insbesondere darf nicht entpflichtet werden von Regelungen über die Zulassung zu Bildungs-
gängen, über die Durchführung von Prüfungen und den Erwerb von Abschlüssen, über den 
Übergang und die Überführung in andere Bildungsgänge sowie von den Regelungen der Ord-
nungsmaßnahmenverordnung.“ 
Zu beachten ist, dass das schulgesetzliche Mittel der Entpflichtung von Verordnungen und 
Vorschriften nicht primär auf die Entlastung herausgeforderter Schulen zielt, sondern darauf, 
besondere Reformvorhaben in der Schul- und Unterrichtsentwicklung zu ermöglichen (die 
wiederum zu einer Verbesserung der Gesamtsituation an der jeweiligen Schule führen). 
Solche Reformvorhaben sind in den letzten 15 Jahren an der Erwachsenenschule (EWS) in Bre-
men und an der Paula-Modersohn-Schule in Bremerhaven umgesetzt worden. Die EWS wurde 
von der Notenvergabe vor dem Abschluss-Halbjahr entpflichtet, zugunsten von eingehenden 
Feedback-Gesprächen mit den Schülerinnen und Schülern. Die Paula-Modersohn-Schule 
wurde von Regelungen zum naturwissenschaftlichen Unterricht entpflichtet, zugunsten eines 
stark individualisierten jahrgangsunabhängigen Unterrichts in räumlich differenzierten Lernsi-
tuationen. 
Zur Unterstützung von belasteten Schulen erscheinen eher Maßnahmen geeignet wie die bes-
sere Personalversorgung durch das Instrument der zentralen Steuerung, eine intensive Beglei-
tung durch die Schulaufsicht, eine externe Begleitung, zusätzliche Ressourcen durch die prakti-
zierte sozialindikatorbasierte Zuweisung und die Teilnahme an besonderen Programmen wie 
Startchancen. Sollten sich weitere Schulen im Hinblick auf § 22 Abs.3 Schulverwaltungsgesetz 
an die Senatorin für Kinder und Bildung wenden mit dem Vorschlag einer solchen Ziel- und 
Leistungsvereinbarung, oder einen solchen Vorschlag zusammen mit der jeweiligen Schulauf-
sicht auf den Weg bringen, werden die darin liegenden Potentiale selbstverständlich gemein-
sam erörtert und ggf. weiterentwickelt bis hin zu einem möglichen Abschluss einer solchen 
Ziel- und Leistungsvereinbarung. 
 
 
Anfrage 24: Untergetauchter Straftäter: Wurde Fluchtgefahr geprüft? 
Anfrage der Abgeordneten Tim Sültenfuß, Sofia Leonidakis, Nelson Janßen und Frak-
tion DIE LINKE 
vom 27. August 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Erkenntnisse hat der Senat über den Aufenthaltsort und den etwaigen Reiseweg des 
wegen Steuerhinterziehung in Höhe von 19 Millionen Euro zu sieben Jahren Haft verurteilten 
ehemaligen Geschäftsführers einer Bremer Entsorgungsfirma? 
 
2. Wurde durch Staatsanwaltschaft oder Gericht geprüft, ob schon während der laufenden Ge-
richtsverfahren Haftgründe vorlagen, insbesondere aufgrund von Fluchtgefahr? 
 
3. Inwieweit wird bei im Raum stehenden hohen Haftstrafen die Vorbereitung zur Ausreise, ins-
besondere in Staaten, die nicht an Deutschland ausliefern, als ein möglicher Haftgrund ange-
sehen? 
 
Zu Frage 1: 
Der verurteilte Geschäftsführer einer Bremer Entsorgungsfirma hat der Ladung zum Strafantritt 
nicht Folge geleistet. Hieraufhin wurden, wie in solchen Fällen üblich, Fahndungsmaßnahmen 
eingeleitet. Diese haben bislang nicht zum Erfolg geführt, so dass zum Reiseweg keine Aus-
sage getroffen werden kann.  
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Zu Frage 2: 
Mit Beginn des Ermittlungsverfahrens und auch noch während der laufenden Hauptverhand-
lung vor der Wirtschaftsstrafkammer des Landgerichts Bremen wurden die Voraussetzungen 
für einen Haftbefehl geprüft. Zu keinem Zeitpunkt lagen Hinweise oder Indizien dafür vor, dass 
sich der inzwischen Verurteile dem Verfahren durch Flucht entziehen könnte. 
Zu Frage 3: 
Die Straferwartung allein rechtfertigt nicht die Annahme, dass sich der Verurteilte der Strafver-
folgung – durch Flucht in einen anderen Staat - entziehen wird. Fluchtgefahr ist erst dann an-
zunehmen, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen bei Würdigung aller Umstände des Einzel-
falles eine hohe Wahrscheinlichkeit für die Annahme spricht, dass sich die verurteilte Person 
dem Strafverfahren entziehen wird. Würden entsprechende Vorkehrungen bekannt, wären 
dies selbstverständlich ein Umstand, der eine Fluchtgefahr i.S.d. § 112 Abs. 2 Nr. 2 Strafprozess-
ordnung begründen kann. 
 
 
Anfrage 25: Mähroboter: Eine nächtliche Gefahr für Tiere? 
Anfrage der Abgeordneten Silvia Neumeyer, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 3. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Kenntnisse hat der Senat über die Verletzungsgefahr für Tiere durch den nächtlichen 
Einsatz von Mährobotern? 
 
2. Wie beurteilt der Senat die Forderung von Natur- und Tierschutzorganisationen, den Einsatz 
von Mährobotern auf Tageszeiten zu beschränken? 
 
3. Welche Maßnahmen ergreift der Senat, um die Nutzer über die Verletzungsgefahr für Tiere 
beim nächtlichen Einsatz von Mährobotern aufzuklären? 
 
Zu Frage 1: 
Mähroboter können vor allem bei Einsatz in der Dämmerung und in der Nacht zu Verletzun-
gen und Tod von Igeln, Kröten, anderen Amphibien und nachtaktiven bodennahen Insekten 
führen. Reptilien, Heuschrecken und Spinnen werden auch tagsüber geschädigt. Verletzungen 
von Igeln führen in circa 50% der Fälle zum Tod. Die Zahl getöteter Igel steigt stetig an, was für 
die rückläufigen Igelpopulationen dramatisch ist. Nach Untersuchungen des Leibniz-Institutes 
für Wildtierforschung können Mähroboter Igel nicht verlässlich erkennen. Da Igel keine Flucht-
tiere sind und sich bei Gefahr vor Ort zusammenrollen, sind sie besonders gefährdet.  
Zu Frage 2: 
Vor diesem Hintergrund ist es im Sinne des Tier- und Artenschutzes, den Einsatz von Mährobo-
tern auf Tageszeiten außerhalb der Dämmerung und Nacht zu begrenzen. Der Igel ist eine be-
sonders geschützte Art. Alle Amphibien und Reptilien sind ebenfalls besonders oder streng ge-
schützte Arten. Das Artenschutzrecht Artikel 44 Absatz 1 im Bundesnaturschutzgesetz verbie-
tet das Töten und Verletzen dieser Arten. 
Vorzugsweise sollte diesbezüglich auf Aufklärung der Bevölkerung gesetzt werden. 
Zu Frage 3: 
Geeignete Informationen werden künftig auf die Internetseite der Senatorin für Umwelt, Klima 
und Wissenschaft gestellt und informative Seiten werden verlinkt. Zielgerichteter ist die Kom-
munikation der Naturschutzverbände und Kleingartenvereine. Geeignete Informationen wer-
den von den Naturschutzverbänden und zum Teil von kommerziellen Produzenten von 
Mährobotern online kommuniziert. Am Leibniz-Institut für Präventionsforschung und Epidemi-
ologie (BIPS) in Bremen startete kürzlich ein Citizen Science Projekt zum Thema Gesundheit 
von Igeln. Weitere Forschung wird derzeit vom Leibniz-Institut für Wildtierforschung in Berlin 
durchgeführt.  
Darüber hinaus wird die Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft prüfen, ob und inwie-
weit eine gesetzliche Klarstellung in Frage kommen könnte. 
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Anfrage 26: Aktueller Stand: Aktenhalde der Polizei im Land Bremen 
Anfrage der Abgeordneten Marco Lübke, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 3. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie ist der aktuelle Haldenstand (Stichtag 1. September 2024) bei der Bremer Polizei und der 
Ortspolizeibehörde Bremerhaven (bitte getrennt für beide Stadtgemeinden angeben)? 
 
2. Wie hat sich die Zahl der Aktenhalde im Laufe des letzten halben Jahres entwickelt? 
 
3. Wie viel zusätzliches Personal wird derzeit zur Abarbeitung der Rückstände eingesetzt und 
aus welchen Bereichen der Polizei wird dieses abgezogen? 
 
Zu Frage eins: 
Bei der Polizei Bremen lag die Zahl der Bearbeitungsrückstände in den Ermittlungsbereichen 
am 01. September 2024 bei 17.098 Vorgängen. Bei der Ortspolizeibehörde Bremerhaven be-
fanden sich an dem Tag 4.125 Vorgänge in den Bearbeitungsrückständen der Ermittlungsbe-
reiche. 
Zu Frage zwei: 
Die Zahl der Bearbeitungsrückstände in den Ermittlungsbereich der Polizei Bremen sank im 
letzten halben Jahr tendenziell. Zwischen dem 01. März und dem 01. September 2024 war ein 
Rückgang von fast 4.000 Vorgängen zu verzeichnen, was etwa 18,6 %entspricht. 
Die Zahl der Bearbeitungsrückstände in den Ermittlungsbereich der Ortspolizeibehörde Bre-
merhaven stieg im letzten halben Jahr tendenziell an. Zwischen dem 01. März und dem 01. 
September 2024 war ein Anstieg von 443 Vorgängen zu verzeichnen, was in etwa 12,3% ent-
spricht. 
Zu Frage drei:  
Zum konzertierten Abbau der Bearbeitungsrückstände in den Ermittlungsbereichen der Polizei 
Bremen wurde in den vergangenen Monaten direktionsübergreifend Personal eingesetzt. In 
den letzten sechs Monaten sind dabei zeitweise mehr als 160 Unterstützungskräfte zum Ein-
satz gekommen, die sich sowohl aus bereits vorhandenem Personal als auch aus Neueinstel-
lungen zusammensetzen. 
Am Abbau der Bearbeitungsrückstände in der Einheit, in der Vorgänge der einfachen Massen-
kriminalität bearbeitet werden, waren direktionsübergreifend zum Beispiel Kräfte der „Techni-
schen Einsatzeinheit“ der Bereitschaftspolizei, Kontaktpolizistinnen und -polizisten sowie Kräfte, 
die ihre Teilzeit erhöhten, beteiligt. Darüber hinaus wirkte dort insbesondere neu eingestelltes 
Personal außerhalb des Polizeivollzugsdienstes am Abbau der Bearbeitungsrückstände mit, 
welches nach wie vor die Bearbeitungsprozesse unterstützt.  
Im Zeitraum von Februar bis einschließlich Juli 2024 wurden durch die Unterstützungskräfte 
inkl. Neueinstellungen weit mehr als 10.000 Vorgänge abschließend bearbeitet, sodass die Be-
arbeitungsrückstände der einfachen Massenkriminalität zwischenzeitlich komplett abgebaut 
wurden. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung sowie behördlicher Priorisierungen, z.B. am 
Bremer Hauptbahnhof, musste die Unterstützung durch die Technische Einsatzeinheit im 
Sommer 2024 unterbrochen werden. Die Unterstützungsmaßnahme der Kontaktpolizistinnen 
und -polizisten endete zum 31. März 2024.  
Parallel zur Reduktion von einfach gelagerten Vorgängen in den Bearbeitungsrückständen war 
jedoch ein Zuwachs der sogenannten qualifizierten Bearbeitungsrückstände festzustellen. Die-
ser Entwicklung wurde mit der Einrichtung einer „Strategischen Ermittlungseinheit“ und durch 
konzertierte Abbauaktionen begegnet. Im Rahmen sogenannter „Moving Days“ bearbeiteten 
im Juni und August ca. 80 Mitarbeitende der Direktion Kriminalpolizei / LKA entsprechende 
Vorgänge aus den Bearbeitungsrückständen. Bei der in der Antwort auf die Frage 1 genannten 
Zahl der Bearbeitungsrückstände der Polizei Bremen handelt es sich insoweit ausschließlich 
um qualifizierte Vorgänge, die durch eine weitere Verwendung des Großteils der Unterstüt-
zungskräfte – sowohl der Direktion Einsatz als auch des neu eingestellten (Nichtvollzugs-)Per-
sonals – nicht abschließend polizeilich bearbeitet werden können. Trotz des Abbaus der Bear-
beitungsrückstände der einfachen Massenkriminalität stellen die qualifizierten Bearbeitungs-
rückstände insofern auch weiterhin eine Herausforderung dar, da diese Vorgänge grundsätz-
lich einen erhöhten kriminalpolizeilichen Ermittlungsaufwand aufweisen und sie in der Regel 
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ausschließlich durch Polizeiliche Ermittlerinnen und Ermittler abschließend bearbeitet werden 
können. 
Bei der Ortspolizeibehörde Bremerhaven werden seit Ende des Jahres 2023 temporär weite 
Teile des Einsatzdienstes der Schutzpolizei zur Bearbeitung geeigneter Fälle aus den Bearbei-
tungsrückständen eingesetzt, soweit die dortige Aufgabenpriorisierung, und insbesondere die 
Bearbeitung von ad-hoc Einsätzen, dies zuließ. Dieser Einsatz erfolgte grundsätzlich im Rah-
men der originären Dienstverrichtung. Zusätzlich werden im Rahmen eines standardisierten 
Personalmanagements vermehrt Beamtinnen und Beamte, die dauerhaft oder vorübergehend 
nicht in ihrer originären Funktion eingesetzt werden können, mit dem Abbau von Bearbei-
tungsrückständen betraut. 
Darüber hinaus wurden durch Aufgabenverschiebungen zusätzliche Ressourcen innerhalb der 
Kriminalpolizeigewonnen, die für den Abbau der Bearbeitungsrückstände eingesetzt werden. 
Dies betraf beispielsweise die Abgabe der Bearbeitung von Haftbefehlen aus der Kriminalpoli-
zei an die Schutzpolizei. 
Die Darstellung einer konkreten Zahl von Mitarbeitenden, die insgesamt zum Abbau der Bear-
beitungsrückstände eingesetzt wurden, ist in Anbetracht der vorgenannten Umstände nicht 
möglich. 
 
 
Anfrage 27: Stromzählerwechsel in Kleingärten 
Anfrage der Abgeordneten Muhlis Kocaağa, Sofia Leonidakis und  
Fraktion DIE LINKE 
vom 4. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Ist dem Senat bekannt, dass auch in den rund 17 000 Kleingärten im Land Bremen die 
Stromzähler ausgetauscht werden müssen, mit damit verbundenen Kosten von bis zu 2 000 
Euro bei besonders alten Sicherungskästen beziehungsweise Zählerplätzen? 
 
2. Teilt der Senat die Auffassung, dass Kleingärten einen immensen Beitrag zur Nahversorgung 
gerade von einkommensschwachen Haushalten und zur Integration und Inklusion darstellen 
und daher die Kosten für die Nutzung von Kleingärten unbedingt verhältnismäßig sein sollten? 
 
3. Welche Möglichkeiten sieht der Senat, die mit der Erneuerung der Zählerplätze verbunde-
nen Kosten für den Austausch von Stromzählern für die Kleingärtner:innen möglichst niedrig 
zu halten und wie möchte der Senat die Kleingärtner:innen hier unterstützen? 
 
Zu Frage 1: 
Das Messstellenbetriebsgesetz ist die gesetzliche Grundlage für die Digitalisierung der Strom-
zähler für alle Stromverbraucher:innen. Darin ist geregelt, dass alle Stromverbraucher:innen in 
Deutschland in Ausführung durch den zuständigen Verteilnetzbetreiber – in Bremen die we-
sernetz GmbH – einen digitalen Stromzähler erhalten. Gemeint sind damit moderne Messein-
richtungen oder intelligente Messsysteme. Inwieweit und in welcher konkreten Anzahl Klein-
gärten im Lande Bremen davon betroffen sind, ist aktuell durch die Senatorin für Umwelt, 
Klima und Wissenschaft in Kooperation mit dem zuständigen Verteilnetzbetreiber wesernetz 
GmbH in Klärung. 
Ein detailliertes Ergebnis hierzu soll im November 2024 im Rahmen der Deputation für Um-
welt, Klima und Landwirtschaft vorgelegt werden. 
Die Fragen zwei und drei werden zusammen beantwortet: 
Die wesernetz GmbH sucht zusammen mit dem Landesverband der Gartenfreunde Bremen 
nach Lösungen, die Einführung digitaler Stromzähler pragmatisch und gesetzeskonform zu 
möglichst geringen Kosten zu ermöglichen. Hierdurch wird dem wichtigen Beitrag zur Nahver-
sorgung der Kleingärten im Land Bremen Rechnung getragen.  
Die unvermeidlichen Kosten für den Anschluss an einen digitalen Stromzähler wie einen not-
wendigen Austausch oder bauliche Veränderung des Zählerschranks (wie beispielweise eine 
Vergrößerung) sind von der anschlussnehmenden Person zu bezahlen. Dies entspricht der üb-
lichen Aufteilung der Verantwortung der Niederspannungsanschlussverordnung (§ 22 Abs. 1 
NAV), wonach Anschlussnehmende für die Bereitstellung der Zählerplätze zuständig sind. 
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Anfrage 28: Sprachbildungskonzepte an Bremer Schulen: Status, Maßnahmen und be-
stehende Hürden 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Henrike Müller und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 
vom 4. September 2024 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Wie viele Schulen im Land Bremen haben derzeit ein Sprachbildungskonzept implementiert, 
wie viele noch nicht und woran liegt das? 
 
2. Welche konkreten Maßnahmen setzen die Schulen mit einem Sprachbildungskonzept um 
und wie wird deren Umsetzung evaluiert und sichergestellt? 
 
3. Wie stellt der Senat sicher, dass die Sprachbildungskonzepte effektiv umgesetzt werden und 
welche konkreten Schritte sind geplant, um die Konzepte in Zukunft weiterzuentwickeln und 
anzupassen? 
 
Zu Frage 1: 
Alle Schulen im Land Bremen sind seit 2013 verpflichtet, ein schulinternes Sprachbildungskon-
zept vorzuhalten. Es ist Teil des Schulprogramms und wird von den Schulleitungsmitgliedern 
und den Sprachberater:innen erarbeitet bzw. überarbeitet. Die jeweiligen Schulaufsichten 
überprüfen im Rahmen der Zielvereinbarungsgespräche das Vorhandensein und die Aktualität 
des Sprachbildungskonzepts an den Schulen. 
Zu Frage 2: 
Das schulinterne Konzept zur Sprachbildung dient der Schul- und Unterrichtsentwicklung in 
diesem Bereich. Es enthält z. B. Aussagen zu mittelfristigen Zielen, zu Umsetzungsmaßnahmen 
und Erfolgsindikatoren und richtet sich an die Lehrer:innen und Fachaufsichten im Rahmen ih-
rer Begleitung der Schul- und Unterrichtsentwicklung. Dabei ist eine Analyse der spezifischen 
sprachbildungsrelevanten Merkmale der Schülerschaft der Schule sowie geeignete Diagnostik 
notwendig, um Maßnahmen und Ziele für die eigene Schule und die konkrete Förderplanung 
festzulegen. Auch die Fortbildungsplanung zur Professionalisierung der Lehrkräfte wird hier 
erfasst. 
Der Orientierungsrahmen Sprachbildung, der sich aktuell in der Erprobung an fünf Schulen im 
Land Bremen befindet und zum Schuljahr 2025/26 erlassen werden soll, wird dazu dienen, die 
schulischen Sprachbildungskonzepte zu aktualisieren und zu schärfen.  
Die Umsetzung der Maßnahmen in den Schulen wird auf drei Ebenen evaluiert: 

- intern in den Schulen durch die Lehrkräfte und mit geeigneten diagnostischen In-
strumenten, 

- durch das IQHB mit diagnostischen Instrumenten wie z. B. LALE 5, 7, 9, 
- durch Gespräche mit der Schulaufsicht. 

Zu Frage 3: 
Die schulinternen Sprachbildungskonzepte werden der Schulaufsicht vor den jährlichen Ziel-
vereinbarungsgesprächen vorgelegt. Im Rahmen der Zielvereinbarungs-gespräche wird die 
Umsetzung der Sprachbildung bilanziert und ggf. neu ausgerichtet. 
Seit dem Frühjahr 2024 befindet sich der Orientierungsrahmen Sprachbildung an Schulen in 
Bremen und Bremerhaven in der Erprobung. Diese soll im Frühjahr 2025 abgeschlossen sein 
und Auskunft darüber geben, wo Nachsteuerbedarfe (z.B. im Bereich Fortbildung, Schärfung 
von Aufgaben und/oder Schaffung von Maßnahmen) erforderlich sind. Nach Erlass des Orien-
tierungsrahmens Sprachbildung zum Schuljahr 2024/25 werden die Schulen im Land Bremen 
nach und nach aufgefordert, diesen zur Überarbeitung der eigenen Sprachbildungskonzepte 
einzusetzen. Anhand einer Checkliste soll kurzes, individuelles Feedback zu den schulinternen 
Sprachbildungskonzepte an die Schulen gegeben werden, damit diese ggf. nachsteuern kön-
nen. 
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Anfrage 29: Einführung des Informatikunterrichts 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Dr. Henrike Müller und Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen 
vom 4. September 2024 
 
Wir fragen den Senat: 
 
1. Welche konkreten Schritte sind im Schuljahr 2024/2025 zur Einführung des Informatikunter-
richts geplant, wann werden die Pilotschulen ausgewählt und zu wann soll der Unterricht im 
Schuljahr 2025/2026 in den Jahrgangsstufen 9 und 10 starten? 
 
2. In welchem Zusammenhang steht die Einführung des Informatikunterrichts mit dem Orien-
tierungsrahmen „Bildung in der Digitalen Welt“ und welche spezifischen didaktischen Leitli-
nien aus diesem Rahmen werden während der Erprobungsphase bei der Gestaltung des 
neuen Fachs vorläufig berücksichtigt?   
 
3. Welche Auswirkungen hat die Einführung des Informatikunterrichts auf die bestehenden 
Schul- und Profilstunden an Oberschulen und Gymnasien und wie wird sichergestellt, dass 
schwächere Schüler:innen dabei nicht benachteiligt werden? 
 
Zu Frage 1: 
Es wurde im vergangenen Schuljahr 2023/24 eine Arbeitsgruppe „Informatik“ mit Vertreter:in-
nen beider Stadtgemeinden ins Leben gerufen; zu der Arbeitsgruppe zählen Beschäftigte der 
Senatorin für Kinder und Bildung, der Senatorin für Umwelt, Klima und Wissenschaft sowie der 
Universität Bremen. Magistratsseitig nehmen Vertreter:innen des Medienzentrums beim Schul-
amt, des Gesamtpersonalrats Bremerhaven sowie des Personalrat Schulen Bremerhaven teil. 
Der Kreis der Teilnehmenden ist nicht abschließend. Zu den konkreten Schritten gehören: Er-
stellung von Bildungsplänen für das Fach Informatik (Oberschule und Gymnasium) im laufen-
den Schuljahr; Durchführung und weitere Planung von Informatik-Fortbildungen für Lehr-
kräfte; Planung der Weiterbildung von Lehrkräften; Abschätzung des zukünftigen Bedarfs an 
Lehrkräften mit dem Fach Informatik; die Verortung des geplanten Fachs Informatik in der 
Stundentafel der Sekundarstufe I; und die Auswahl von Pilotschulen, die spätestens bis zum 
Ende des ersten Schulhalbjahres 2024/25 abgeschlossen sein wird. Die Pilotierung des Fachs 
Informatik – einschließlich der Bildungspläne für die Oberschule und das Gymnasium – soll wie 
geplant zu Beginn des Schuljahrs 2025/26 starten. Kriterien für die Auswahl sind das Interesse 
der jeweiligen Schule, die regionale Verteilung der Schulen (Bremen und Bremerhaven), die 
Schulart und die Frage, ob und wie viele ausgebildete Informatik-Lehrkräfte an der Schule ar-
beiten. 
Zu Frage 2: 
Der Orientierungsrahmen „Bildung in der digitalen Welt“ bezieht sich auf die gleichnamige 
KMK-Strategie und das KMK-Papier „Lehren und Lernen in der digitalen Welt“. Er ist fächerüber-
greifend angelegt und betrifft in erster Linie die Primarstufe und die Sekundarstufe I. Wesentli-
che Inhalte und Kompetenzen darin beziehen sich auf das Thema der Medienbildung, die da-
rin enthaltenen didaktischen Leitlinien spielen auch während der Erprobungsphase eines 
neuen Unterrichtsfaches eine wichtige Rolle. 
Davon zu unterscheiden sind die konkreten Inhalte und Kompetenzen eines Schulfachs Infor-
matik, wie sie von der Gesellschaft für Informatik beschrieben sind und in anderen Bundeslän-
dern – beispielsweise Niedersachsen – als Fach realisiert sind. Zu nennen sind hier Inhaltsberei-
che wie „Algorithmen“, „Sprachen und Automaten“, „Informatiksysteme“ und „Informatik, 
Mensch und Gesellschaft“. 
Zu Frage 3: 
Nach dem derzeitigen Planungsstand soll das Fach Informatik mit vier Jahreswochenstunden 
in der Kontingentstundentafel der Sekundarstufe I verankert werden. Diese vier Stunden kön-
nen aufgrund der bereits ausgeschöpften Anzahl von Stunden nicht zusätzlich in die Stunden-
tafel aufgenommen werden; stattdessen müssen an anderer Stelle Stunden eingespart wer-
den. Vorschläge für die konkrete Einsparung befinden sich noch in der Prüfung; infrage kom-
men beispielsweise das Fach „Informationstechnische Grundbildung“ (ITG), Stunden aus dem 
Bereich „Profil und Ergänzung“, „Vertiefung“ oder dem Wahlbereich. 
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In den o. g. Bereichen „Profil und Ergänzung“, „Vertiefung“ und im Wahlbereich verbleiben 
Stunden in der Stundentafel. Der Informatikunterricht selbst wird selbstverständlich inklusiv im 
umfassenden Sinne sein, was in der o. g. Arbeitsgruppe bereits thematisiert wurde. 
 
 
Anfrage 30: Digitalpakt 2.0 – Verhindert das Bundesland Bremen eine schnelle Umset-
zung? 
Anfrage der Abgeordneten Fynn Voigt, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 5. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wie ist der aktuelle Verhandlungsstand des Landes Bremen mit dem Bund bezüglich des Di-
gitalpakts 2.0 und zu welchem Zeitpunkt startet die Umsetzung des Digitalpakts 2.0? 
 
2. Inwiefern matcht das Angebot des Bundes zum Digitalpakt 2.0, eine hälftige finanzielle Be-
teiligung, mit den Vorstellungen des Bundeslandes Bremen? 
 
3. Wie können die nötigen Mittel und in welcher Höhe im Haushalt ab 2025  
hinterlegt werden? 
 
Zu Frage 1: 
Die Fortsetzung des Digitalpakt Schule (DPS) ist ein Vorhaben auf das sich die Koalition im 
Bund im Rahmen ihres Koalitionsvertrages verständigt hat.  
Das Land Bremen ist als Vorsitzland der A-Seite gemeinsam mit Sachsen (Vorsitz B-Seite), Bay-
ern, Brandenburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen an den Verhandlungen mit dem 
Bund zum Digitalpakt 2.0 beteiligt. Die Länderseite hat ein hohes Interesse am schnellen Ab-
schluss des DPS 2.0 und nutzt alle Möglichkeiten um dies zu erreichen. 
Auf Arbeitsebene werden vom BMBF und den Ländern der Verhandlungsgruppe drei wesentli-
che Dokumente bearbeitet: 
1. Rahmenvereinbarung 
Hier geht es um ein Politisches Commitment zwischen Bund und Ländern zum Schulterschluss 
für die Zukunft der digitalen Transformation in der schulischen Bildung. 
2. Verwaltungsvereinbarung 
Verwaltungsrechtliche Ausgestaltung für die Gewährung von Finanzhilfen des Bundes an die 
Länder nach Art. 104c GG zur Förderung der kommunalen Bildungsinfrastruktur.  
3. Bund-Länder-Initiative 
Gemeinsame Forschungs- und Transferinitiative für digitales Lehren und Lernen; Teil des Digi-
talPakt 2.0 und Flankierung seiner Ziele im Sinne der Förderung digitaler Souveränität.  
Einem Abschluss der Verhandlungen stand aus Sicht der Länder bisher vor allem die fehlende 
Finanzierungsgrundlage auf Seiten des Bundes im Wege. 
Aus Ländersicht ist im Entwurf für den Bundeshaushalt 2025 nicht erkennbar, dass tatsächlich 
Haushaltsvorsorge für den DPS 2.0 getroffen wurde. Die KMK Präsidentin hat sich deshalb mit 
Schreiben vom 22.07.2024 an die Bundesministerin gewendet und um Aufklärung gebeten. 
Bundesministerin Stark-Watzinger hat mit Schreiben vom 30.07.2024 geantwortet und sich po-
litisch zum Abschluss eines DPS 2.0 bekannt. Aus Sicht des BMBF könnten für den Zeitraum 
2025 bis 2030 Bundesmittel in Höhe von insgesamt 2,5 Mrd. € aufgebracht werden, die von 
den Ländern in gleicher Höhe kofinanziert werden sollen. 
Eine Sonder-KMK am 02.09.2024 hat sich mit dem Sachstand und weiteren Verhandlungslinien 
der Länder für die anstehenden Verhandlungen auf StS-Ebene befasst. Sie hat das Ziel bekräf-
tigt, zeitnah die erforderlichen Bausteine für eine Bund-Länder-Vereinbarung zu konsentieren 
und ihre Vertreterinnen und Vertreter in der Verhandlungsgruppe weitreichend mandatiert.  
Zu Frage 2: 
Die jetzt endlich vorliegenden Vorstellungen des BMBF zur Finanzierung des DPS 2.0 sind noch 
weit von den Vorstellungen der Länder entfernt. Die Beschlusslage der MPK und ein aktueller 
Appell des Bundesrates vom 05.07.2024 haben die Forderung nach einem Mindestanteil des 
Bundes von 1,3 Mrd. € pro Jahr erneuert. Dies ist auch nach der Sonder-KMK die einhellige Po-
sition aller Länder. 
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Zu Frage 3: 
Da wie dargestellt bisher keine Einigung erzielt werden konnte, war eine konkrete Anmeldung 
für den Haushalt 2025 nicht möglich. Diese Situation betrifft alle Länder. Der Senat geht davon 
aus, das bei einem erfolgreichen Abschluss des DPS 2.0 eine Regelung getroffen wird, die den 
Nachweis der länderseitigen Kofinanzierung, erst zum Abschluss der Vertragslaufzeit erforder-
lich macht. 
 
 
Anfrage 31: Welcome im Center für internationale Gesundheitsfachkräfte? 
Anfrage der Abgeordneten Rainer Bensch, Theresa Gröninger, Frank Imhoff und Frak-
tion der CDU 
vom 10. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Dienstleistungen soll das geplante Welcome Center für internationale Gesundheits-
fachkräfte konkret anbieten? 
2. Welche konkreten Vorabsprachen mit Trägern zum Pilotprojekt liefen und welche Anforde-
rungen verbinden sich damit laut Ausschreibung für den künftigen Träger dieser Einrichtung? 
 
3. Wie werden die Planungen und Umsetzungen dieses speziellen Centers mit dem geplanten 
allgemeinen Welcome Center (siehe Koalitionsantrag aus Drucksache 21/315 vom 6. März 
2024) synchronisiert? 
 
Zu Frage 1: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz hat am 30.08.2024 einen Aufruf 
zur Interessensbekundung zur Errichtung eines Welcome Centers im Land Bremen für Gesund-
heitsfach- und Heilberufe als Pilotprojekt veröffentlicht. Das Welcome Centers soll derart aus-
gestaltet sein, dass es Personen, die über einen ausländischen Berufsabschluss der Gesund-
heitsfach- und Heilberufe verfügen, folgende Leistungen anbietet: Unterstützung bei der Klä-
rung, welche Unterlagen zum Erhalt eines Einreisevisums benötigt werden und Organisation 
sowie Terminierung der ersten Schritte beim Bürger-/Migrationsamt und der Antragsstellung 
zur formalen Berufsanerkennung bei der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucher-
schutz. Darüber hinaus sollen Beratungsleistungen zu Wohnmöglichkeiten und der gesetzli-
chen Krankenversicherung, Hilfestellung bei der Eröffnung eines Bankkontos sowie die Beant-
wortung von Fragen rund um das Thema Kitaplätze bzw. Schulanmeldung angeboten wer-
den.  
Ein konkreter Projektplan inklusive Beschreibung der konzeptionellen Überlegungen zur Orga-
nisation des Welcome Centers, insbesondere für das Beratungsangebot, aber auch für das ge-
samte Aufgabenspektrum des Welcome Centers, muss von den interessierten Trägern/ Organi-
sationen im Zuge der Interessensbekundung bis Mitte Oktober 2024 bei der Senatorin für Ge-
sundheit, Frauen und Verbraucherschutz eingereicht werden.  
Zu Frage 2: 
Im Rahmen der Offensive „Berufe im Gesundheitswesen“ fand im April 2023 ein moderierter 
Workshop mit Vertreter:innen des Sozial-, Arbeits- und Innenressorts, der ZGF, der Ausländer-
behörde des Magistrats Bremerhaven, dem Integrierter Gesundheitscampus, der Gesundheit 
Nord, dem Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide, dem Wfb Willkommensservice, der Bremische 
Schwesternschaft vom Roten Kreuz e.V., der Agentur für Arbeit, der Zentralen Auslands- und 
Fachvermittlung (ZAV), der Arbeitnehmerkammer Bremen und Arbeitgebern der stationären 
und ambulanten Langzeitpflege unter Leitung des Gesundheitsressorts statt.  
Im Nachgang zum Workshop folgten weitere Gespräche mit einzelnen Stakeholdern zu den 
Leistungen, die, basierend auf den bisherigen Erfahrungen in den jeweiligen Arbeitsbereichen, 
im Welcome Center erbracht werden sollten. Diese sind in den Aufruf zur Interessensbekun-
dung eingeflossen. Vorabsprachen mit möglichen Trägern erfolgten in diesem Sinne nicht.  
Laut Aufruf zur Interessensbekundung erklären sich interessierte Träger / Organisationen be-
reit, als Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds- Antragsteller mit der Senatorin für Gesund-
heit, Frauen und Verbraucherschutz als Netzwerkpartnerin aufzutreten. Die genauen, damit 
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verbundenen Anforderungen, können dem Internetauftritt des Asyl-, Migrations- und Integrati-
onsfonds (AMIF) entnommen werden.  
Zu Frage 3: 
Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz steht bezüglich des geplanten 
allgemeinen Welcome Centers im Austausch mit der Senatorin für Arbeit, Soziales, Jugend und 
Integration und wird bei der Konzepterstellung des Welcome Centers beteiligt werden. Die ge-
wonnenen Erkenntnisse und Erfahrungen des Pilotprojektes sollen dabei in die Konzepterstel-
lung einfließen und eine Anschlussfähigkeit des Pilotprojektes sichergestellt werden. 
 
 
Anfrage 32: Beteiligung Bremens an der „Brückenkomponente Albanien“ 
Anfrage der Abgeordneten Sigrid Grönert, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 10. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Gründe haben Bremen veranlasst, an diesem Programm, an dem nur zwölf Bundes-
länder beteiligt sind, teilzunehmen und anhand welcher Kriterien wird die Notwendigkeit der 
Teilnahme Bremens durch wen bewertet? 
 
2. Wie wird verhindert, dass Menschen gezielt nach Deutschland und/oder in eines dieser 
zwölf Bundesländer einreisen, um das Programm für die Rückkehr zu nutzen? 
 
3. Führt die Teilnahme an diesem Programm zu einer verstärkten Einreise albanischer Staatsan-
gehöriger nach Bremen und welchen Finanzierungsanteil hatte Bremen seit der Einführung 
des Programms im April 2021 jährlich zu tragen? (Bitte die Kosten aufschlüsseln.) 
 
Zur Frage 1:  
Gründe für die Teilnahme an dem Programm, an dem nur vier von 16 Ländern sich nicht betei-
ligen, waren der verstärkte Zugang von Schutzsuchenden – insbesondere aus Albanien – im 
Jahr 2021 bei gleichzeitig verknappten Aufnahmekapazitäten durch die erforderlichen Ab-
stands-Regelungen angesichts der Corona-Pandemie. 
Schutzsuchende aus Albanien streben in aller Regel den Status der Duldung an. Duldungsver-
fahren sind oft langwierig, insbesondere, wenn der Rechtsweg beschritten wird. Die Betreffen-
den verbleiben – zumindest bis zu einem Urteil in der letzten Instanz – über viele Monate oder 
teils über Jahre in der Stadtgemeinde Bremen und werden im hiesigen Unterbringungssystem 
versorgt. Die Umverteilung zur gleichmäßigen Aufnahme Schutzsuchender unter den Ländern 
ist in diesen Fällen regelmäßig ausgeschlossen, die Menschen bleiben also über die Quote hin-
aus auch dann in Bremen, wenn das Land seine Aufnahmeverpflichtung nach dem Königstei-
ner Schlüssel bereits erfüllt hat. Die lange Verfahrensdauer ist zudem belastend für die Men-
schen, die lange Zeit nicht wissen, in welchem Land sie ihr weiteres Leben gestalten werden.  
Das Programm „Brückenkomponente Albanien“ ist daher ein Angebot, das im Einzelfall die Ent-
scheidung erleichtern kann, im Herkunftsland wieder fußzufassen. Der Senat sieht es auf der 
anderen Seite als geeignet an, das Unterbringungssystem der Stadtgemeinde Bremen zu ent-
lasten und Kosten für Aufenthalt und Unterkunft zu senken. 
Zur Frage 2:  
Der Zugang zum Programm wird eingeschränkt durch Förderkriterien, die zwischen Bund und 
Ländern abgestimmt sind. Voraussetzung für die Inanspruchnahme ist unter anderem ein dau-
erhafter Aufenthalt von mindestens drei Monaten. Ausschlusskriterium ist auf der anderen 
Seite eine Langzeitduldung. Ob und in welchem Umfang gefördert wird, legen geschulte Mit-
arbeitende im Rahmen einer individuellen Rückkehrberatung fest. Um Mitnahmeeffekten ent-
gegenzuwirken, beobachten Bund und Länder zudem die Zugangsbewegungen. In diesem 
Zuge hat Bremen im Jahr 2022 die Anzahl der Förderungen beschränkt. 
Zur Frage 3:  
Unmittelbare Rückschlüsse auf die Wirkung des Programms sind nicht möglich, weil die Ursa-
chen für Migration sehr vielfältig sind und immer gewissen Schwankungen unterliegen. Die 
Zahl der Zugänge aus Albanien gestaltet sich wie folgt: Im Jahr 2021 haben 1.125 Personen um 
Aufnahme in Bremen ersucht, im Jahr 2022 waren es 651, im Jahr 2023 sank die Zahl auf 173 
und in den ersten acht Monaten des Jahres 2024 auf 95. 
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Im Jahr 2021 hat das Land Bremen rund 1.500 Euro als Eigenanteil an dem von Bund und Län-
dern finanzierten Programms aufgewendet, im Jahre 2022 waren es rund 85.000 Euro, in 2023 
44.000 Euro und im Jahr 2024 bis Ende August rund 5.000 Euro. 
 
 
Anfrage 33: Wie steht es im Land Bremen um Beratung und Hilfe zum Thema der weibli-
chen Genitalbeschneidung? 
Anfrage der Abgeordneten Kerstin Eckardt, Frank Imhoff und Fraktion der CDU 
vom 10. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Welche Träger mit welchem Stellenvolumen bieten im Land Bremen Beratungen und Hilfen 
zum Thema der weiblichen Genitalbeschneidung an? 
 
2. Wie hoch sind die dafür im aktuellen Haushalt eingestellten Haushaltsmittel? 
 
3. Wie viele dieser Beratungen wurden in den Jahren 2023 und 2024 durchgeführt? 
 
Zu Frage 1: 
Bei der ProFamilia konnte im Rahmen der Umsetzung der Istanbul-Konvention eine Fach- und 
Beratungsstelle zu FGM/C (Female Genital Mutilation/Beschneidung) für Bremen und Bremer-
haven eingerichtet werden. Dieses Projekt „Bremen gegen FGM – Projekt für Aufklärung, Prä-
vention, Beratung und anderen Hilfen für von Weiblicher Genitalverstümmelung/-beschnei-
dung (FGM/C) bedrohten und /oder betroffenen Mädchen und Frauen im Land Bremen“ rich-
tet sich mit seinem Angebot sowohl an Betroffene als auch an Multiplikator*innen und führt 
Schulungen z. B. für Lehrkräfte, Beschäftigte aus Unterkünften für geflüchtete Menschen, Poli-
zei oder medizinisches Fachpersonal durch. Daneben gibt es ehrenamtliche Initiativen wie z. B. 
den somalischen Verein, die bei einzelnen Veranstaltungen ebenfalls aus Projektmitteln der Se-
natorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz gefördert werden. Daneben gibt es 
auch ärztliche Initiativen ohne staatliche Förderung wie z. B. die FGM-Sprechstunde der Frau-
enarztpraxis Walle und Beratungen durch weitere Gynäko-log*innen. 
Zu Frage 2: 
Für die Fach- und Beratungsstelle bei der ProFamilia stehen aus den zentralen Mitteln für die 
Umsetzung der Istanbul-Konvention jährlich 35.000 Euro zur Verfügung. Dies umfasst eine 20-
Stunden-Stelle sowie Sachkosten. Dies ist auch den Fortschrittsberichten zur Umsetzung der 
Istanbul-Konvention zu entnehmen. 
Zu Frage 3: 
2023 wurden insgesamt 272 Teilnehmende durch die Präventionsangebote der Pro-Familia 
erreicht. 13 Fortbildungen für Fachkräfte fanden in Bremen-Stadt, Bremen-Nord und Bremer-
haven statt. Weitere sechs Veranstaltungen wurden in Unterkünften für Geflüchtete sowie in 
Beratungsstellen in Bremen und Bremerhaven durchgeführt. Daneben nahmen 31 Frauen von 
den 272 Teilnehmenden das Angebot von Einzelfallberatungen wahr. 
Ebenso wurden im Rahmen des Projekts Studierende der Studiengänge Public Health und So-
ziale Arbeit durch Seminare erreicht. 
Unterjährige Zahlen für 2024 konnten in der Kürze der Zeit nicht ermittelt werden.  
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Anfrage 34: Wann kommt die Bezahlkarte und wie bürokratiearm wird sie? 
Anfrage der Abgeordneten Ole Humpich, Thore Schäck und Fraktion der FDP 
vom 10. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Wann rechnet der Senat vor dem Hintergrund der Verzögerungen im Vergabeverfahren mit 
dem Start der Bezahlkarte? 
 
2. Geht der Senat davon aus, dass die Bezahlkarte so wie sie jetzt geplant ist, die Verwaltung 
be- oder entlastet und in welchen Bereichen rechnet er mit Be- beziehungsweise Entlastun-
gen? 
 
3. Wie bewertet der Senat Berichte über Aktionen zur Umgehung der Bargeldobergrenze vor 
und ist bekannt, ob solche Aktionen auch in Bremen geplant sind? 
 
Zu Frage 1: 
Aufgrund der Beschwerde eines unterlegenen Bieters gilt das Zuschlagsverbot zunächst fort. 
Die mündliche Verhandlung am Gericht ist auf Mitte Oktober terminiert. Vor diesem Hinter-
grund hält der Senat derzeit einen Start zu Beginn des Jahres 2025 für denkbar. 
Zu Frage 2: 
Der Senat geht von Entlastungen aus. Mit der Bezahlkarte verbindet er die Erwartung, dass das 
jetzige Verfahren der Auszahlung eingestellt werden kann. Es basiert auf der Ausgabe einer 
Karte für die Barauszahlung am Kassenautomaten im Fachdienst 9 des Amtes für Soziale 
Dienste mitsamt der damit verbundenen Logistik und Organisation. Unverändert ist die Hal-
tung des Senats, dass eine genauere Einschätzung der Entlastung erst möglich ist, wenn der 
Zuschlag für den Anbieter erteilt worden ist und damit die operativen Details bekannt sind. 
Zu Frage 3: 
Berichte über die mögliche Umgehung eines Systems, das noch nicht eingeführt ist, kommen-
tiert der Senat nicht. Dem Senat sind zudem keine Berichte über Vorbereitungen von Aktionen 
zur Umgehung der Bargeldobergrenze in Bremen bekannt. 
 
 
Anfrage 35: Wann gibt es Planungssicherheit für Klimabildungsprojekte? 
Anfrage der Abgeordneten Dr. Franziska Tell, Philipp Bruck, Dr. Henrike Müller 
und Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
vom 12. September 2024 
 
Wir fragen den Senat:  
 
1. Zu wann können das Klimabildungsprojekt „Klima – ich wandle mich“ am MARUM sowie die 
Projekte von Energiekonsens (ener:kita und die Klimaschulen) mit einer verbindlichen Antwort 
auf ihre Finanzierungsanträge rechnen und Planungssicherheit bekommen? 
 
2. Welche Gründe können dazu führen, dass die im Haushalt veranschlagten und hinterlegten 
Finanzmittel nicht rechtzeitig freigegeben werden und wie plant der Senat, solche Verzöge-
rungen zu vermeiden? 
 
3. Wie schätzt der Senat die Bedeutung dieser Projekte insgesamt ein und welche Maßnahmen 
ergreift der Senat, damit diese zeitnah starten und noch in diesem Schuljahr 2024/2025 ihre 
Wirkung entfalten können? 
 
Zu Frage 1: 
Die im Rahmen des Klimaschutzes im Haushalt 2024 der Senatorin für Kinder und Bildung zur 
Verfügung stehenden Mittel können grundsätzlich eingesetzt werden, sofern die im Haushalt-
plan vorgesehene Sperrung der Gelder nach Vorlage eines Mittelverwendungskonzepts vom 
Haushalts- und Finanzausschuss (HaFA) aufgehoben worden ist. Eine Befassung des HaFA soll 
in der November-Sitzung erfolgen.  
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Im Anschluss können die Förderanträge für die Projekte am MARUM und von Energiekonsens 
bewilligt werden, soweit zu diesem Zeitpunkt die zuwendungsrechtlichen Voraussetzungen 
erfüllt werden. Für das Klimabildungsprojekt am MARUM ist dies bereits der Fall. Für die mehr-
jährigen Maßnahmen von Energiekonsens fehlt es u.a. noch an einer gesicherten Finanzierung 
für die Folgejahre. Energiekonsens wurde bereits um Anpassung und Ergänzung der Zuschuss-
anträge gebeten. 
Zu Frage 2:  
Die Haushalte des Landes und der Stadtgemeinde Bremen wurden erst im Juni 2024 von der 
bremischen Bürgerschaft verabschiedet. Dabei wurden zusätzliche Mittel für Klimabildungs-
maßnahmen erst mit den Änderungsanträgen der Koalition in den Haushalt der SKB einge-
bracht und die in den Haushalt der Senatorin für Kinder und Bildung verlagerten Mittel aus 
dem Klimaschutzprogramm mit einem Sperrvermerk versehen. Dieser Umstand führt unwei-
gerlich zu Verzögerungen, weil Mittel für neue Projekte frühestens mit den Haushaltsbeschlüs-
sen und dem Ende der sogenannten haushaltslosen Zeit sowie nach erfolgten Sperrenaufhe-
bungen genutzt werden können.  
Grundsätzlich strebt der Senat eine Verabschiedung der Haushalte bereits im vorhergehenden 
Kalender- bzw. Haushaltsjahr an. Aufgrund schwieriger Rahmenbedingungen lässt sich der 
vorgesehene Zeitplan allerdings nicht immer einhalten, sodass eine rechtzeitige Beschlussfas-
sung zum Ende des Vorjahres nicht in allen Fällen gewährleistet werden kann. 
Auf Grund von im Controlling sichtbar gewordenen Risiken für den Gesamthaushalt von SKB, 
musste die Senatorin für Kinder und Bildung eine Haushaltssperre verhängen. Damit sind 
grundsätzlich Ausgaben auf rechtliche Verpflichtungen und notwendige Maßnahmen zur Auf-
rechterhaltung des Dienstbetriebes zu beschränken.  
Zu Frage 3:  
Der Senat misst den Klimaschutz- und Klimabildungsprojekten eine große Bedeutung bei, 
wenngleich in der aktuellen Haushaltssituation die Sicherstellung des Regelbetriebes in Schule 
und Kindertageseinrichtungen absoluten Vorrang genießt. Gleichwohl ist der Senat bemüht, 
mit den Maßnahmen mit Wirkung noch im Schuljahr 2024/2025 zu beginnen. 


